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Fortgang der Verkehrserschiießung des Zonenrandgebietes 

— Bericht 1988 des Bundesministers für Verkehr über die Jahre 1986 und 1987 — 


1. Auftrag 

Aufgrund des Beschlusses des Deutschen Bundesta- 
ges vom 22. Januar 1969 (Drucksache V/3711) berich- 
tet der Bundesminister für Verkehr in zweijährigem 
Abstand über den Fortgang der Verkehrserschlie- 
ßung des Zonenrandgebietes. Die bevorzugte Förde- 
rung der Verkehrserschließung und Verkehrsbedie- 
nung ist in dem „Gesetz zur Förderung des Zonen- 
randgebietes (Zonenrandförderungsgesetz) " vom 
5. August 1971 (BGBl. 1 S. 1237) festgelegt. 

Gemäß dem Beschluß des Deutschen Bundestages 
vom 13. November 1986 (Plenarprotokoll 10/246) wird 
weiterhin auch über die Verbesserungen im Berhn- 
Verkehr berichtet. 

Der vorliegende 10, Bericht beschreibt die Entwick- 
lung in den Jahren 1986 und 1987. Soweit er Aussagen 
über künftige Maßnahmen enthält, stehen diese unter 
dem Vorbehalt investitionspohtischer Entscheidun- 
gen und der finanziellen Möglichkeiten. 


2. Politische Bedeutung 


2.1 

Das Zonenrandgebiet, das einen ca. 40 km breiten 
Gebietsstreifen entlang der schleswig-holsteinischen 
Ostseeküste, der Grenze zur DDR und zur CSSR von 
Flensburg bis Passau bildet, befindet sich auch über 
vier Jahrzehnte nach Ende des Zweiten Weltkrieges 
durch die Teilung Deutschlands und die Abgrenzung 
seitens der DDR und der CSSR in einer sehr ungünsti- 
gen Standortlage am Rand des Bundesgebietes und 
der Europäischen Gemeinschaft. Hierdurch wird die 
wirtschaftiiche Entwicklung dieser Gebiete in beson- 
derem Maße beeinträchtigt. 

Die folgende Übersicht enthält einen Vergleich aus- 
gewählter Strukturdaten des Zonenrandgebietes mit 
denen des Bundesgebietes: 


Die bisherigen Berichte: 
Drucksache VI/1402 
Drucksache 7/64 
Drucksache 7/2992 
Drucksache 8/31 
Drucksache 8/2521 
Drucksache 9/89 
Drucksache 9/2254 
Drucksache 10/2624 
Drucksache 10/6810 


Übersicht 


Ausgewählte Stnikturdaten des Zonenrandgebietes 


Struktur- und Verkehrsdaten 

Anzahl 

Anteil am 
Bundesgebiet 
in V. H. 

Fläche 

48 999 km2 

19,7 

Einwohner (1984) 

7,2 Mio. 

11,8 

Sozialversicherungs- 
pflichtig Beschäftigte 
(30. Juni 1986) 

2,2 Mio. 

10,8 

Bruttowertschöpfimg 

1984 

172,0 Mio. 

10,1 

Bruttowertschöpfung 

1984 je Einwohner .... 

23 878 DM 

85,5 

Pkw (1987) 

3,2 Mio. 

11,4 

Länge öffentlicher 
Straßen (1976) 

77 900 km 

17,2 

Bahnhöfe der DB im 
Personenverkehr (1987) 

409 

16,2 

Wagenladungstarif- 
punkte der DB (1987) . . 

612 

15,7 


Bundeskanzler Dr, Kohl hat in seiner Regierungser- 
klärung vom 18. März 1987 klargestellt, daß die Zo- 
nenrandförderung fortgeführt wird. Damit wird auch 
dem Auftrag des Zonenrandförderungsgesetzes vom 
5. August 1971 zur bevorzugten Förderung des Zo- 
nenrandgebietes Rechnung getragen. 


2.2 

Wirtschaftsstruktur und Wirtschaftskraft einer Region 
hängen auch von der verkehrhchen Anbindung an 
benachbarte Wirtschaftszentren ab. Ziel der Ver- 
kehrspolitik ist daher, die Erschließung und Anbin- 
dung Struktur schwacher und peripherer Räume, zu 
denen insbesondere das Zonenrandgebiet gehört, zu 
verbessern. 

Für die Bundesregierung bedeutet der gesetzhche 
Auftrag zur bevorzugten Verkehrserschließung eine 
besondere Verpflichtung. Dies gilt auch angesichts 
der Tatsache, daß weite Teile des Zonenrandgebietes 
heute über gute Verkehrswege verfügen. Diese Ver- 
besserung hat dazu beigetragen, die in den ersten 
Jahrzehnten starke Abwanderung zu begrenzen, die 
Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft in diesem Ge- 
biet zu stärken und damit eine Auszehrung zu vermei- 
den. 
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3. Verkehrspolitische Zielsetzung 

3.1 

Bedeutsame Maßnahmen für die Verbesserung der 
Verkehrsinfrastruktur des Zonenrandgebietes sind in 
dem vom Bundeskabinett am 18. September 1985 ge- 
billigten Bundesverkehrswegeplan 1985 (BVWP '85) 
enthalten. 

Zahlreiche Projekte an Bundesfernstraßen im Zonen- 
randgebiet sind im Gesetz über den Ausbau der Bun- 
desfernstraßen vom 21. April 1986 in den „vordringli- 
chen Bedarf" eingestuft worden. 


3.2 

Güterkraftverkehrsunternehmen sind durch die Zo- 
nenrandlage besonders betroffen. Durch eine Ände- 
rung des Güterkraftverkehrsgesetzes ist vorgesehen, 
Unternehmer im Zonenrandgebiet stärker zu begün- 
stigen als bisher. Hiernach darf der angenommene 
Standort künftig bis zu fünfzig Kilometer in der Luft- 
linie vom Sitz oder einer Niederlassung des Unterneh- 
mens entfernt liegen. 


4. Grenzübergänge zur DDR 

4.1 

Die Autobahnlücke der A 4 zwischen Wildeck-Ober- 
suhl und Herleshausen-Wommen ist für die Abwick- 
lung des Verkehrs störend. Die Schließung dieser 
Lücke ist deshalb in die Überlegungen der Bundesre- 
gierung zur Verbesserung der Verkehrsverbindungen 
von und nach Berlin (West) und in die DDR einbezo- 
gen. Diese Überlegungen, die auch beim Besuch von 
Bundesverkehrsminister Dr. Warnke bei seinem 
DDR- Amtskollegen Arndt am 30. Juni/1. Juli 1988 zur 
Sprache kamen, schheßen auch andere Verbesse- 
rungswünsche ein. Dazu gehört die Öffnung zusätzli- 
cher Grenzübergänge und die erweiterte Nutzung be- 
stehender Übergänge ebenso wie etwa die Schlie- 
ßung der Lücke in der Autobahnverbindung zwischen 
Hof und Plauen. Die Öffnung zusätzlicher Grenzüber- 
gänge zur DDR wie auch die Erweiterung bestehen- 
der Übergänge um bisher nicht zugelassene Verkehre 
könnte vor allem den regionalen Verkehr beleben. 
Die DDR hat bei verschiedenen Gesprächen erkennen 
lassen, daß sie gegen finanzielle Leistungen der Bun- 
desregierung von ihrer ablehnenden Haltung abrük- 
ken könne. Im Hinblick auf den Vorrang der Verbes- 
senmg der Eisenbahnverbindungen von und nach 
Berlin (West) (zu Ziffer 6) sind weitere Verhandlungen 
mit der DDR gegenwärtig nicht vorgesehen. 


4.2 

Das Fahrgastaufkommen der Omnibuslinien zur DDR 
hat abermals eine Steigerung gegenüber den Vorjah- 
ren zu verzeichnen. 1986 nutzten 106 500 Reisende 


und 1987 142 000 Personen auf diese Weise die Mög- 
lichkeit zur Einreise in die DDR. 


4.3 

Die Bundesregierung hat ihre Bemühungen um eine 
Aufhebung des Verbotes der Einreise mit Zweirädern 
in die DDR fortgesetzt Die DDR ist jedoch unter Hin- 
weis auf bestehende gesetzliche Regelungen nicht 
bereit, die Einreise mit Zweirädern zu gestatten. Da- 
gegen ist es möglich, Fahrräder als Reisegebrauchs- 
gegenstand in die DDR mitzunehmen, im Zug jedoch 
nicht auf Fahrradkarte. 

Bei Transitreisen von und nach Berlin (West) ist die 
Benutzung des Fahrrades nicht möglich, da es sich bei 
den Transitwegen um Autobahnen handelt, auf denen 
Fahrradverkehr nicht zulässig ist. 


4.4 

Die am 1. August 1984 für den grenznahen Verkehr 
wirksam gewordenen Verbessenmgen und Erleichte- 
rungen wirken sich weiterhin positiv aus. Von der 
Möglichkeit, zwei Tage (mit einer Übernachtung) statt 
bisher nur einen Tag in die DDR einzureisen, wird 
zunehmend Gebrauch gemacht. 


5. Grenzübergänge zur CSSR 

5.1 

Der Lkw-Verkehr an den Grenzübergängen zur CSSR 
hat im letzten Jahrzehnt stark zugenommen. Dies be- 
ruht u. a. auch auf der zunehmenden Inanspruch- 
nahme der CSSR als Transitland (Umfahrung Öster- 
reichs). Da das Verkehrsaufkommen saisonal sehr 
stark schwankt, kommt es insbesondere in Ost-West- 
Richtung infolge nicht ausreichender Infrastruktur der 
Grenzübergänge zu Stauungen. Wegen besonders 
starker Stauungen in Vollmau (Grenzübergang Furth 
i. W.) hat die CSSR im Herbst 1986 den Verkehr auf 
andere Grenzübergänge umgelenkt. Die mit dem 
grenzüberschreitenden Straßenverkehr zusammen- 
hängenden Probleme wurden im April 1987 erörtert. 
Dabei wurden folgende Maßnahmen vereinbart: Am 
Grenzübergang Furth i. W. wird die Zahl der Lkw- 
Stellplätze auf 40 verdoppelt; die Erweiterung der 
Grenzbrücke zwischen den beiden Zollabfertigungs- 
anlagen von zwei auf vier Fahrstreifen ist im 
Gange. 


5.2 

Das Projekt einer durchgehenden Autobahnverbin- 
dung zwischen Nürnberg und Prag mit Grenzüber- 
gang bei Waidhaus soll nach dem Ergebnis des Besu- 
ches von Bundeskanzler Dr. Kohl am 26./27. Januar 
1988 in Prag zügig behandelt werden. Beide Seiten 
haben ihr Interesse an dieser grenzüberschreitenden 
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Verbindung bekundet und Expertengespräche verab- 
redet. 

Bundesverkehrsminister Dr. Wamke und der Ver- 
kehrsminister der CSSR bekräftigten bei ihren Treffen 
am 26. Mai 1988 in Prag wie auch am 2. Juni 1988 in 
Hamburg den gemeinsamen Willen, zwischen Nürn- 
berg und Prag eine Autobahnverbindung zu schaf- 
fen. 

Das Bayerische Staatsministerium des Innern wurde 
gebeten, Vorbereitungen zu treffen, um baldmög- 
hchst das Raumordnungsverfahren für das Projekt 
einleiten zu können. Hierfür sind Untersuchungen 
denkbarer Trassenvarianten unter weitgehender Ein- 
beziehung der vorhandenen B 14 durchzuführen. Mit 
der Einleitung dieses Verfahrens kann voraussichüich 
noch 1989 gerechnet werden. Zunächst ist vorgese- 
hen, eine neue Grenzabfertigungsanlage bei Waid- 
haus auf der Trasse der künftigen Autobahnverbin- 
dung herzustellen. Hierüber haben Expertengesprä- 
che begonnen. 


5.3 

Die CSSR hatte im Oktober 1987 auf diplomatischem 
Wege die Öffnung des Grenzüberganges bei Wald- 
sassen-Hundsbach für den Personenverkehr in Aus- 
sicht gestellt. Die Bundesregierung hatte positiv rea- 
giert und sofort zu Expertengesprächen eingeladen, 
die allerdings bislang nicht zustande kamen, weil die 
tschechoslowakische Seite interne Abstimmungen 
nicht abschheßen konnte. Mit Note vom 30. Septem- 
ber 1988 teilte sie mit, daß sie die Einrichtung eines 
neuen Grenzübergangs auf der Trasse der geplanten 
Autobahn Nürnberg-Prag bei Waidhaus anstrebt. 
Dieses Vorhaben wird von der Bundesregierung be- 
grüßt; sie strebt jedoch weiterhin auch die Öffnung 
eines Übergangs bei Waldsassen an. 


5-4 

Die CSSR erteilt ab 1. Januar 1989 am Grenzübergang 
Waidhaus-Rozvadov (Roßhaupt) Sichtvermerke für 
einen kurzfristigen Aufenthalt. Nach Angaben der 
CSSR handelt es sich hierbei um einen Anfang; das 
Netz der Übergänge, an denen Visa erteilt werden, 
soll schrittweise erweitert werden. 


6. Verbesserungen im Berlin-Verkehr 

6.1 

Die Bundesregierung und der Senat von Berhn stim- 
men darin überein, daß zur substantiellen Verbesse- 
rung des Eisenbahnverkehrs von und nach Berhn 
(West) eine Anbindung Berhns an das Hochleistungs- 
schienennetz der Deutschen Bundesbahn erforderlich 
ist. Berhn soll Anschluß an die moderne Entwicklung 
des Eisenbahnverkehrs erhalten. Den Beschlüssen 
des Deutschen Bundestages soll damit Rechnung ge- 
tragen werden. Eine Verbesserung der Eisenbahnver- 
bindungen von und nach Berhn (West) hegt nicht nur 


im Interesse der Berhner Bevölkerung, sondern auch 
der Bewohner des Zonenrandgebietes. 

Im Frühjahr 1988 hat die Bundesregierung deshalb 
mit der DDR Sondierungsgespräche über eine 
Schnellbahnverbindung zwischen Berhn und Hanno- 
ver geführt. Am 16. September 1988 sind nach vorhe- 
riger Abstimmung mit dem Land Niedersachsen Ver- 
handlungen über den Ausbau der Eisenbahnstrecke 
Oebisfelde-Stendal-Berhn als Teil der Strecke Han- 
nover-Braunschweig-Oebisfelde-Berlin aufgenom- 
men worden. Die ausgebaute Strecke soU auch für den 
Güterverkehr genutzt werden. 

Es wird davon ausgegangen, daß die Südstrecke über 
Helmstedt-Magdeburg auch nach Inbetriebnahme 
der Nordstrecke für den innerdeutschen Verkehr er- 
halten bleibt. 

Die Verhandlungen werden auf seiten der Bundesre- 
pubhk Deutschland vom Leiter der Ständigen Vertre- 
tung geführt; der Delegation gehören ferner Vertreter 
des Bundesministers für Verkehr, des Bundesmini- 
sters für innerdeutsche Beziehungen und der Deut- 
schen Bundesbahn an. 

Wegen der schwierigen Fragen, die zu lösen sind, 
kann zur voraussichthchen Dauer der Verhandlungen 
nichts gesagt werden. Beide Seiten haben Vertrau- 
hchkeit vereinbart. 

Mit der Verhandlungsaufnahme wird ein Projekt in 
Angriff genommen, das den Bahnreisenden von und 
nach Berhn erhebhche Vorteile bringen wird. Es wird 
mit einem deutlichen Zuwachs für den Bahnverkehr 
gerechnet. Dies kommt auch der Umwelt zugute. 

Das Vorhaben dient — über seine Bedeutung für Ber- 
hn hinaus — auch der Verbesserung des internationa- 
len Ost-West-Verkehrs. 


6.2 

Die am 15. August 1985 mit der DDR vereinbarten 
Verbesserungen der Transitautobahnen sind zum 
Jahreswechsel 1987/88 termingerecht abgeschlossen 
worden. Im einzelnen handelt es sich um folgende 
Maßnahmen: Die DDR führte eine Grunderneuerung 
des 41 km langen Abschnittes der Transit- Autobahn 
zwischen der Grenzübergangsstelle Hirschberg und 
Triptis sowie mehrerer kürzerer, zusammen etwa 
5 km langer Abschnitte zwischen dem Abzweig Dre- 
witz vom Berhner Ring und der GrenzübergangssteUe 
Dreihnden durch. Um den Transitverkehr flüssiger 
abfertigen zu können, verbreiterte die DDR außerdem 
die Verkehrsfläche im Bereich der Grenzübergangs- 
steUe Hirschberg. 

Die Grundemeuerung der Fahrbahn auf der Brücke 
über die Saale, die überwiegend auf DDR-Gebiet 
hegt, wurde von Firmen aus der Bunde srepubhk 
Deutschland durchgeführt. 

An den von der DDR vorgenommenen Bauarbeiten, 
die angesichts der schweren Schäden und örthchen 
Besonderheiten als schwierig und besonders aufwen- 
dig zu beurteilen sind, beteihgte sich die Bundesrepu- 
bhk Deutschland mit einem Betrag von 148 Mio. DM. 
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Die DDR hat vereinbarungsgemäß aus der Bundesre- 
publik Deutschland Baumaschinen und Ausrüstun- 
gen im Werte von 30 Mio. DM bezogen. Der inner- 
deutsche Handel wurde um diesen Betrag erweitert. 
Ein Viertel des Transitverkehrs von und nach Berlin 
(West) wird über die Autobahn Berhn-Hirschberg ab- 
gewickelt. Das sind über 2 Mio. Kraftfahrzeuge im 
Jahr. 

Die grundemeuerten Streckenabschnitte werden 
ganz überwiegend durch den Berlin-Transitverkehr 
belastet. Die Baumaßnahmen kommen vor allem Ber- 
lin zugute. Außerdem profitieren von diesen Baumaß- 
nahmen Wirtschaft und Arbeitsmarkt im Zonenrand- 
gebiet. 


6.3 

Bei den Verhandlungen zur Neufestsetzung der Tran- 
sitpauschale im September 1988 konnten weitere 
wichtige Verbessenmgen für den Transitverkehr er- 
reicht werden. Die DDR wird im Raum Großbeeren für 
Berhn (West) einen dritten Übergang, den seit langem 


Deutsche Bundesbahn 


7. Leitlinien zur Konsoiidierung der Deutschen 
Bundesbahn 

Die Bundesregierung hat am 23. November 1983 Be- 
schlüsse zur Konsohdierung der Deutschen Bundes- 
bahn (DB) gefaßt. Nach den Zielvorstellungen soll die 
DB in wesentlich höherem Maße ihre Aufwendungen 
durch eigene Erträge decken. Dazu gehört neben der 
Ausnutzung aller Rationalisierungsmöglichkeiten ein 
leistungsfähiges Streckennetz und die Nutzung aller 
Möglichkeiten der Kooperation mit dem privaten 
Transportgewerbe. 


8. Wirtschaftsführung der Deutschen 
Bundesbahn und Zonenrandförderung 

Die Bundesregienmg ist ebenso wie der Ausschuß für 
innerdeutsche Beziehungen des Deutschen Bundesta- 
ges der Auffassung, daß das Zonenrandgebiet und 
seine Verkehrswege in der Lage sein müssen, bei 
einer künftigen Überwindung der Teilung Deutsch- 
lands wieder ihre Funktion in der Mitte Deutschlands 
imd Europas zu übernehmen. Deswegen wird bei Ent- 
scheidungen über die Stillegung oder den Abbau von 
Eisenbahnstrecken im Zonenrandgebiet berücksich- 
tigt, daß diese bei einer künftigen Überwindung der 
Teilung Deutschlands bedarfsgerecht wiederherge- 
stellt oder ausgebaut werden können; so wurde z. B. 
keine ehemals wichtige Hauptbahn im Ost-West- Ver- 
kehr stillgelegt. 

Für die Weiterführung von schwach genutzten Strek- 
ken im Zonenrandgebiet werden der DB zur Zeit j ähr- 


geforderten Südübergang, errichten. Dazu wird ein 
neuer Autobahnzubringer zum Berliner Ring gebaut 
und eine Teilstrecke des Berliner Rings grundemeuert 
werden. Der neue Übergang wird ab Anfang 1994 für 
den Transitverkehr von und nach Berlin, aber auch für 
alle anderen Verkehrsarten zur Verfügung stehen. Im 
Zusammenhang mit diesen Baumaßnahmen wird die 
DDR Baumaschinen und Ausrüstungen im Wert von 
50 Mio. DM aus der Bundesrepublik Deutschland be- 
ziehen. 

Mit der Öffnung eines neuen Übergangs im Süden 
Berlins wird vor allem einem dringenden Wunsch Ber- 
lins nach Entlastung des Überganges Dreihnden, aber 
auch des innerstädtischen Verkehrs, entsprochen. 

Die DDR wird ferner von 1990 bis 1999 wesentliche 
Abschnitte der beiden Süd-Transitautobahnen Ber- 
lin-Hirschberg imd Berlin-Herleshausen grunder- 
neuern. Diese Maßnahmen sind wegen des Alters der 
beiden Autobahnen und ihres schlechten Zustands 
erforderhch. Die DDR wird hierfür jährhch 30 Mio. 
DM aus der Transitpauschale verwenden. 


lieh ca. drei Mio. DM aus Mitteln des Bundeshaushal- 
tes zur Verfügung gestellt. 

Bei der Prüfung der Frage der Aufrechterhaltung oder 
Stillegung von Eisenbahnstrecken im Zonenrandge- 
biet sind die Ziele der Deutschlandpohtik sowie der 
Verkehrsbedienung des Zonenrandgebiets gegen- 
über den Forderungen des Bundesbahngesetzes und 
der Belastung des Bundeshaushaltes abzuwägen. 
Diese Abwägung kann nur im Einzelfall vorgenom- 
men werden. Bisher wurde den deutschlandpoliti- 
schen Zielen und der Verkehrsbedienung des Zonen- 
randgebiets ein Hauptgewicht zugemessen, sofern 
die daraus resultierenden finanziellen Lasten nicht 
außerhalb jeden vernünftigen Verhältnisses zu den 
genannten 21ielen standen. 


9. Investitionen im Schienennetz der Deutschen 
Bundesbahn 


9.1 

Im Netz der DB wurden 1986 und 1987 im Zonenrand- 
gebiet folgende Investitionen vorgenommen: 

— Zur Beseitigung von Bahnübergängen durch Bau- 
werke 60,9 Mio. DM (Tabellen 1 und 2), 

— für sonstige bedeutsame Vorhaben 235,2 Mio. DM 
(Tabelle 3) und 

— für Neubaustrecken (NBS) und Ausbaustrecken 
(ABS) 3 290,6 Mio. DM (TabeUe 4). 
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Einzelheiten der Verteilung auf die Zonenrandländer 
sind in den Tabellen 1 bis 4 dargestellt. 

Für 1988 zeichnen sich folgende Investitionsausgaben 
im Zonenrandgebiet ab (in Mio. DM): 


Zonenrandgebiet des Landes 

Kreu- 

zungs- 

bauwerke 

Sonstige 

Vorhaben 

Neu- lind 
Ausbau- 
strecken 

Schleswig-Holstein . . . 

11,5 

30,2 

— 

Niedersachsen 

14,6 

18,0 

538 

Hessen 

6,3 

31,6 

693 

Bayern 

8,4 

41,0 

— 

Zonenrandgebiet 




insgesamt 

40,8 

120,8 

1 231 


9.2 

Der Bundesverkehrswegeplan 1985 (BVWP '85) ent- 
hält eine Anzahl von Neu- und Ausbaumaßnahmen 
der DB, die die Konkurrenzfähigkeit der Bahn durch 
Erhöhung der Leistungsfähigkeit und Verkürzung der 
Reise- und Transportzeiten erheblich steigern sol- 
len. 

Im Zonenrandgebiet hegen — zunnndest teüweise — 
folgende Maßnahmen: 

— Neubaustrecke Hannover-Würzburg, 

— Ausbaustrecke Hamburg-Hannover, 

— Ausbaustrecke Dortmimd-Braunschweig und der 

— Ausbau des Rangierbahnhofes Kassel. 

Diese Maßnahmen befinden sich in einem fortge- 
schrittenen Baustadium. Die 

— Ausbaustrecke Dortmund-Kassel und 

— Ausbaustrecke Fulda-Frankfurt/Main 

sind als „Neue Vorhaben" im „Vordringhchen Be- 
darf" des BVWP '85 ausgewiesen. Darüber hinaus 
enthält er als längerfristig zu reahsierende Maßnah- 
men unter „Planungen" die 

— Ausbaustrecke Hamburg-Puttgarden, 

— Ausbaustrecke Maschen-Lehrte, 

— Ausbaustrecke Hannover/Braunschweig-Grenze 
DB/DR und die 

— Ausbaustrecke Nümberg-Passau. 

Für Zeitpimkt und Modahtäten der Einstellung noch 
nicht begonnener Vorhaben in den Wirtschaftsplan 
der DB ist im übrigen der begleitende Kabinettbe- 
schluß zum BVWP '85 vom 18. September 1985 maß- 
gebend. Danach ist bei allen Vorhaben der DB vor 
deren Einstellimg in den Wirtschaftsplan die Wirt- 
schafthchkeitsrechnung anhand neuer Kosten- und 
Nachfrageschätzungen zu aktuahsieren. 

Der Stand der einzelnen Baumaßnahmen ergibt sich 
wie folgt: 


9.3 NBS Hannover-Würzburg 

Für die 327 km lange Neubaustrecke Hannover- 
Würzburg mit den Haltebahnhöfen Göttingen, Kassel 
und Fulda im Zonenrandgebiet sind alle Planfeststel- 
limgsbeschlüsse erlassen; für 309 km sind die Plan- 
feststellungen rechtskräftig abgeschlossen. Auf wei- 
teren 18 km ist Sofortvollzug angeordnet, so daß die 
Voraussetzungen für den Bau der gesamten Strecke 
gegeben sind. 

Die Arbeiten verlaufen planmäßig. Der Abschnitt 
Fulda-Würzburg (94 km) ist seit dem 29. Mai 1988 in 
Betrieb. In weiteren großen Bereichen ist die Roh- 
trasse fertiggestellt. Von dem Gesamtinvestitionsvo- 
lumen in Höhe von 11,4 Mrd. DM sind bisher 9,7 Mrd. 
DM ausgegeben oder durch erteilte Aufträge gebun- 
den. Die gesamte Strecke soll 1991 in Betrieb genom- 
men werden. 


9.4 ABS Hamburg-Hannover, 

ABS Dortmund-Braunschweig, 

Rangierbahnhof Kassel 

Die Arbeiten an den Ausbaustrecken Hamburg-Han- 
nover und Dortmund-Braunschweig sind bis auf Rest- 
arbeiten abgeschlossen. Der Rangierbahnhof Kassel 
wird abschnittsweise umgebaut. Die 2, Baustufe 
wurde 1986 abgeschlossen; eine 3. Baustufe befindet 
sich in Vorbereitung. 


9.5 ABS Dortmund-Kassel 

Die Ausbaustrecke Dortmund-Kassel wurde in den 
BVWP '85 unter dem Vorbehalt eines ausreichenden 
Wirtschaftlichkeitsnachweises unter Berücksichti- 
gung der Netzwirkungen aufgenommen. 

Die DB hat für den Ausbau der Strecke Dortmund- 
Kassel dem Bundesminister für Verkehr eine Untersu- 
chung über die Wirtschaftlichkeit vorgelegt. Diese 
kommt zu dem Ergebnis, daß für den Abschnitt Dort- 
mmid-Paderbom die Kriterien der Bundesverkehrs- 
wegeplanung erfüllt sind. Ein Ausbau des Abschnittes 
Paderborn-Kassel wird z. Z. mit den betroffenen 
Ländern erörtert. 

Zurückgehend auf einen Beschluß des Haushaltsaus- 
schusses des Deutschen Bundestages sind im Haus- 
haltsplan des Bundes für das Jahr 1989 für den Aus- 
bau des Abschnittes Dortmund-Paderborn 10 Mio. 
DM vorgesehen. 


9.6 ABS Fulda-Frankfurt/Maln 

Zum besseren Anschluß des nördhchen Zonenrand- 
gebietes an das Rhein/Main- Gebiet und zur schnelle- 
ren Anbindung an den Flughafen Rhein/Main trägt 
die Ausbaustrecke Fulda-Frankfurt/Main bei, für die 
460 Mio. DM vorgesehen sind. 

Mit den Bauarbeiten wurde 1987 begonnen. 
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9.7 ABS Hamburg-Puttgarden 

Besondere Ausbaumaßnahmen für den Schienenver- 
kehr zwischen Hamburg und Puttgarden sind derzeit 
nicht vorgesehen. Erst bei erhebhchen Steigerungen 
des Verkehrsaufkommens hält die DB die Erhöhung 
der Streckenleistungsfähigkeit sowie die Verkürzung 
der Reise- und Transportzeiten zur Verbesserung der 
Verbindungsqualität nach Skandinavien für erforder- 
hch. 

Aussagen über Auswirkungen auf Strecken im schles- 
wig-holsteinischen Zonenrandgebiet hegen noch 
nicht vor. 


9.8 ABS Maschen-Lehrte 

Bei der Fortschreibung des Bundesverkehrswegepla- 
nes wurde die Wirtschaftlichkeit der noch nicht be- 
gonnenen Maßnahmen der Ausbaustrecke Maschen- 
Lehrte überprüft. Verringerte Verkehrserwartungen 
führten weiterhin zu dem Ergebnis, daß hier derzeit 
kein Engpaß zu erwarten ist. 


9,9 ABS Hannover/Braunschweig-Grenze DB/DR 

Zur Verbesserung der Verbindungsquahtät im Schie- 
nenverkehr nach Berhn ist ein Ausbau der Strecke 
Hannover/Br aunschweig-Grenze DB/DR im BVWP 
'85 unter „Planungen" mit dem Hinweis ausgewiesen, 
daß die weitere Planung von Abstimmungen mit der 
DDR abhängt. Die Verhandlungen mit der DDR über 
den Ausbau der Strecke Oebisfelde-Stendal-Berhn 
sind am 16. September 1988 auf genommen worden. 


9.10 ABS Nürnberg-Passau 

Der BVWP '85 sieht den Ausbau der Strecke Nürn- 
berg-Passau unter „Planungen" vor. Die Wirtschaft- 
hchkeit dieser Maßnahme wird derzeit untersucht. 


9.11 ABS/NBS (Würzburg-)Nürnberg-München 

Die Aus- bzw. Neubaustrecke (Würzburg-) Nürn- 
berg-München ist im „Vordringhchen Bedarf" des 
BVWP '85 mit dem Vorbehalt eines ausreichenden 
Wirtschaftlichkeitsnachweises unter Berücksichti- 
gung der Netzwirkungen ausgewiesen. Die DB hat 
inzwischen dem Bundesminister für Verkehr Untersu- 
chungen über die Wirtschafthchkeiten vorgelegt. 

Auf dem Abschnitt Würzburg-Nürnberg ist die Vor- 
planung weitgehend abgeschlossen. Es sind Maßnah- 
men zur Erhöhung der Höchstgeschwindigkeit (ab- 
schnittsweise bis zu Vmax = 200 km/h) und zur Erhö- 
hung der Leistungsfähigkeit vorgesehen. 

Für den Abschnitt Nürnberg-München wurden Vari- 
anten mit unterschiedhchen Trassen untersucht. Das 
Ergebnis wurde der Bayerischen Staatsregierung zur 
Stellungnahme gemäß § 49 Bundesbahngesetz vorge- 
legt. Der bayerische Ministerrat empfahl am 19. Juh 


1988, der Variante über Ingolstadt den Vorzug zu ge- 
ben; er verband damit die Empfehlung eines „verglei- 
chenden Raumordnungsverfahrens" für beide Vari- 
anten (über Ingolstadt bzw. über Augsburg). 


9.12 Verkehrliche Anbindung des Flughafens 
München II 

Der Flughafen München II hegt zwar außerhalb des 
Zonenrandgebietes, auf besonderen Wunsch des in- 
nerdeutschen Ausschusses (Drucksache 11/1794, Ka- 
pitel VI, Ziffer 11) wird in diesem Bericht seine Anbin- 
dung behandelt. Durch die Lage des neuen Flugha- 
fens im Nordosten der Stadt München wird die Ver- 
kehrsgunst sowohl für Niederbayern als auch für die 
Oberpfalz spürbar verbessert. Über direkte Auto- 
bahnanschlüsse bzw. über Autobahnspangen und gut 
ausgebaute Bundesstraßen sowie ausreichende Park- 
möghchkeiten am neuen Flughafen wird eine 
schnelle Verbindung in die nördhch und östiich von 
München gelegenen Regionen und von dort zum 
neuen Flughafen möghch sein. Zum Verkehrskonzept 
des neuen Flughafens gehört auch eine S-Bahn- Ver- 
bindung, die am Ostbahnhof sowie am Hauptbahnhof 
mit dem regionalen und überregionalen Schienenver- 
kehr verknüpft wird. Derzeit wird geprüft, ob und wel- 
che weiteren verkehrhchen Infrastrukturmaßnahmen 
zur Verbessenmg der Anbindung des Flughafens er- 
forderhch sind. 

Reisende aus Richtung Regensburg werden vom 
Schnellzugbahnhof Freising aus den unmittelbar be- 
nachbarten Flughafen über eine Busverbindung sehr 
günstig erreichen können. 


9.13 Schienenanbindung des Flughafens 
Hamburg-Fuhlsbüttel 

Bereits früher wurde bei der Fortschreibung der Ham- 
burger Schnellbahnkonzeption die Frage der direkten 
Anbindung des Flughafens durch eine Schnellbahn 
geprüft. 

Dabei wurde nach Abwägung der baulichen und be- 
triebhchen Gesichtspunkte eine Anbindung des Flug- 
hafens an das U-Bahn-Netz von den zuständigen ört- 
hchen Stellen günstiger beurteilt als eine Anbindung 
an das S-Bahn-Netz. In neuerer Zeit wurden in Ham- 
burg Überlegungen angestellt, die Möglichkeit einer 
S-Bahn-Anbindung zusätzhch offenzuhalten. 

Die Entscheidung über eine Anbindung des Flugha- 
fens Hamburg-Fuhlsbüttel an das Schnellbahnnetz 
hegt in erster Linie bei der Freien und Hansestadt 
Hamburg im Einvernehmen mit den Partnern des 
Hamburger Verkehrs- und Tarifverbundes. Dabei 
dürfen Bund und Bundesbahn nicht mit Folgekosten 
belastet werden. 


9.14 DB-Programme 

Wie bereits 1985 für Bayern, hat die DB 1987 und 1988 
Programme für Schleswig-Holstein, Niedersachsen 
und Hessen erarbeitet und darin ihre Unternehmens - 
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konzeption unter Berücksichtigung der regionalen 
Aspekte einschließlich der besonderen Belange des 
Zonenrandgebietes dargestellt. 


9.15 Verbesserungen der Schienenstrecken 
Nürnberg-Bayreuth/Marktredwitz-Hof, 
Nürnberg-Hersbruck 
r. d. P.-Schwandorf-Furth i. W., 
Hof-Marktredwitz/Schirnding-Regensburg 

Ziel der erwogenen Maßnahmen ist die bessere An- 
bindung des nordostbayerischen Raumes an das IC- 
Netz und den hochwertigen Güterfernverkehr sowie 
allgemein ein attraktiveres Angebot für diesen 
Raum. 

Für den Ausbau der Strecke Nürnberg-Hersbruck 
r. d. P.-Schwandorf-Furth i. W. haben Untersuchun- 
gen ergeben, daß die Verkehrsnachfrage Ausbau- 
maßnahmen nicht rechtfertigt. Dies gilt auch für die 
Elektrifizierung der im „DB-Programm in Bayern"' 
ausgewiesenen Strecke Hof-Marktredwitz/Schirn- 
ding— Regensburg. 

Für die Strecke Nümberg-Schnabelwaid-Bayreuth/ 
Marktredwitz-Hof laufen zur Zeit Untersuchungen 
und Finanzierungsgespräche zwischen der DB und 
dem Freistaat Bayern über den Einsatz neuer Fahr- 
zeuge (sog. Pendolino — s. Ziffer 10). Diese Fahrzeuge 
könnten ohne größere Ausbaumaßnahmen auf den 
heutigen Strecken höhere Geschwindigkeiten erlau- 
ben und so die Anschlußqualität des Raumes erheb- 
lich steigern. 


9.16 Verbesserung der Schienenstrecke 
Wolfsburg-Braunschweig'-Salzgitter- 
Kreiensen 

Die Strecke Wolfsburg-Braunschweig-Salzgitter- 
Kreiensen weist aus Sicht der DB Kapazitätsreserven 
auf. Darüber hinaus ergibt sich mit Fertigstellung der 
ABS Dortmund-Braunschweig sowie der NBS Hanno- 
ver-Würzburg für den Raum Braunschweig eine 
schnelle Anbindung an das Hochleistungsnetz der 
DB. Nach Planungen der DB soll die Stadt Salzgitter 
an das Femverkehrssystem Interregio durch eine be- 
sondere Zubringerlinie an die Linie Hamburg-Han- 
nover-Göttingen mit Verknüpfung in Kreiensen an- 
geschlossen werden. 


10. Neue Angebotskonzeptionen im 
Schienenpersonenfernverkehr 

Im Zusammenhang mit der Inbetriebnahme von Neu- 
baustrecken Anfang der 90er Jahre konzipiert die DB 
ihr Angebot im Schienenpersonenfernverkehr neu. 
Das IC-Netz wird durch Interregio-Linien, die das bis- 
herige D-Zug-System weitgehend ablösen werden, 
ergänzt. Die Einführung des Interregio-Angebotes er- 
folgt sukzessive, beginnend mit dem Sommerfahrplan 
1988. Das Interregio- System wird von der DB nachfra- 
gegerecht ausgestaltet; in diesen Rahmen ist das Zo- 
nenrandgebiet vorrangig eingebunden. 


Um die Attraktivität der Eisenbahn auch auf den kur- 
venreichen Strecken Nordost-Bayerns zu erhöhen, hat 
der Bundesminister für Verkehr die DB beauftragt, die 
Möglichkeit des Einsatzes des italienischen Schnell- 
betriebwagens „Pendolino" mit einer gleisbogenab- 
hängigen Wagenkastensteuerung zu prüfen. Mit die- 
sem Fahrzeug wäre es ohne teure Ausbaumaßnahmen 
möglich, die Höchstgeschwindigkeit bis auf 160 km/h 
anzuheben. Damit könnte eine Reisezeit erreicht wer- 
den, die noch günstiger ist als bei der vollen Elektrifi- 
zierung mit zusätzlichem Ausbau der Strecken. Nach 
einer erfolgreichen Demonstrationsfahrt im April 1988 
hat der Bundesminister für Verkehr den Auftrag für 
eine Gesamtkonzeption erteilt. 


11. Elektrifizierung von DB-Strecken 

Die Umstellung weiterer Strecken auf elektrischen 
Betrieb ist — abgesehen von Neubaustrecken, S- 
Bahn-Ergänzungen und bestimmten Ausbaumaßnah- 
men — von der DB derzeit nicht vorgesehen. 

Die DB betreibt heute 42 v. H. ihres Netzes elektrisch. 
Auf diesen Strecken werden 88 v. H. aller Verkehrs- 
leistungen erbracht. Auf den Dieselbetrieb entfallen 
damit nur 12 v. H. der Bruttotonnen- und Personen- 
Kilometer. Für die im Zonenrandgebiet liegenden 
Bundesbahnstrecken ist die Dieseltraktion im allge- 
meinen nachfragebedingt die wirtschaftlichere Be- 
triebsart. 

Im Rahmen der Bundesverkehrswegeplanung ist das 
gesamte Streckennetz der DB auf die Notwendigkeit 
von Ausbaumaßnahmen und auf weitere Möglichkei- 
ten zur Verbesserung des Verkehrsangebots hin un- 
tersucht worden. Aufgrund der heutigen und künftig 
zu erwartenden Verkehrsnachfrage hat sich keine 
Notwendigkeit ergeben, weitere Strecken — darunter 
auch die Verbindungen Regensburg-Hof und Hoch- 
stadt-Marktzeuln-Hof zu elektrifizieren. Auch in dem 
„DB-Programm in Bayern" wird keine derartige Pla- 
nung erwähnt. 

Bundesländer, regionale Gebietskörperschaften und 
Kommunen haben gleichwohl immer wieder Interesse 
an Elektrifizierungen — auch im Zonenrandgebiet — 
geäußert. Solche Ergänzungen des elektrischen Net- 
zes sind nach Meinung der DB aus energiewirtschaft- 
lichen und ökologischen Gesichtspunkten wün- 
schenswert. Eine betriebswirtschaftliche Betrachtung 
führt jedoch zu dem Ergebnis, daß weitere Elektrifi- 
zierungen ohne finanzielle Unterstützung durch 
Dritte nicht vertretbar sind. Die DB sieht zur Zeit keine 
Möghchkeit, solche Vorhaben allein zu betreiben, 
wenn sich ihr Wirtschaftsergebnis nicht verschlech- 
tern soll. 


12. Einsatz von Dieseltriebzügen der Baureihe 
VT 628 

Auf Strecken im Zonenrandgebiet von Schleswig- 
Holstein und Niedersachsen hat die DB derzeit 
28 Diesel-Triebzüge der neuen Baureihe VT 628 im 
Einsatz. Mit der Beschaffung dieser Fahrzeuge ist 
nicht nur das Angebot für die Kunden verbessert wor- 
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den; durch eine Zentrahsierung der Fahrzeuge in Ein- 
satzschwerpunkten konnte auch der Aufwand für die 
laufende Betriebsfühnmg und Wartung gesenkt und 
damit der Kostendeckungsgrad im Schienenperso- 
nennahverkehr verbessert werden. Im Durchschnitt 
ist auf den mit den Dieseltriebzügen des VT 628 be- 
fahrenen Strecken bisher ein Zuwachs an Reisenden 
von bis zu 10 v. H. zu beobachten. 

Der Auftrag für eine 2. Bauserie ist von der DB noch 
nicht vergeben worden. Wann weitere Triebzüge die- 
ser Baureihe im Zonenrandgebiet zum Einsatz kom- 
men werden, ist deshalb noch offen. 


13. Kombinierter Verkehr 

Der kombinierte Verkehr trägt zu einer Entlastung 
des Straßennetzes und der Umwelt sowie zu einer 
höheren Auslastung der Schienenkapazität der DB 
bei. Deshalb ist das Ziel der Bundesregierung, die 
Wettbewerbsfähigkeit dieser Transportart weiter zu 
stärken und den Ausbau ordnungs- und investitions- 
pohtisch zu flankieren. Die Entwicklung des kombi- 
nierten Verkehrs Schiene/Straße war weiterhin posi- 
tiv. 

Die Zahl der auf Bahnhöfen im Zonenrandgebiet im 
Bereich der DB (Kiel, Lübeck, Braunschweig, Göttin- 
gen, Kassel, Fulda, Schweinfurt, Kulitibach, Markt- 
redwitz, Deggendorf) umgeschlagenen Container be- 
trug im Jahre 1986 rd. 54 700 (- 6,7 v. H. gegenüber 
1985) ; der Rückgang steht im wesentiichen im Zusam- 
menhang mit dem Ausfall von Milchtransporten in- 
folge des Reaktorunglücks in Tschernobyl im Mai 
1986. Der Umschlag stieg im Jahre 1987 wieder auf rd. 
59 400 (+ 8,6 V. H.). 

In den Huckepackbahnhöfen des Zonenrandgebietes 
(Flensburg, Kiel, Neumünster, Lübeck) wurden im 
Jahre 1986 rd. 48 200 Sendungen (+ 3,2 v. H.) umge- 
schlagen, im Jahre 1987 stieg der Umschlag auf rd. 
57 800 Sendungen (+ rd. 20 v. H.). 

Daneben werden Teile des Zonenrandgebietes von 
unmittelbar außerhalb des Zonenrandgebietes he- 
genden Umschlagsbahnhöfen mitbedient, so daß 
praktisch eine flächendeckende Anbindung an den 
kombinierten Verkehr der DB besteht. 


14. Rahmenvereinbarung über die Bedienung 
des ÖPNV zwischen der DB und den 
Bundesländern 


14.1 

Der öffenthche Personennahverkehr (ÖPNV) ist für 
den ländhchen Raum, zu dem der überwiegende Teil 
des Zonenrandgebietes zählt, eine Notwendigkeit. 
Gerade hier muß das Verkehrsnetz attraktiver gestal- 
tet werden, um denjenigen Personen, die nicht über 
einen Pkw verfügen, z. B. Schul-, Arzt- oder Versor- 
gungsfahrten zu ermöghchen. Die Ausübimg der 


staathchen Befugnisse und die Erfüllung der staath- 
chen Aufgabe auf dem Gebiet des ÖPNV ist grund- 
sätzhch Sache der Länder, jedoch erfüllt in diesem 
Aufgabenbereich die DB als bedeutender Verkehrs- 
träger eine wichtige Fimktion. 


14.2 

Der Bundesminister für Verkehr hatte die DB im Früh- 
jahr 1985 aufgefordert, durch Abschluß von Rahmen- 
vereinbarungen mit den Ländern Klarheit für die zu- 
künftige Gestaltung des ÖPNV in der Fläche zu schaf- 
fen. 

Die DB hat in der Zwischenzeit mit den Ländern 
Schleswig-Holstein am 7. Juni 1985, mit Baden- Würt- 
temberg am 28. Februar 1986, mit Bayern am 26. März 
1986, mit Rheinland-Pfalz am 9. Juni 1986 und mit 
Nordrhein- Westfalen am 13. Juni 1988 eine entspre- 
chende Vereinbarung und mit Hessen am 25. Juh 
1986 einen Vorvertrag abgeschlossen. Der Vertrag mit 
dem Land Niedersachsen soll im Februar 1989 unter- 
zeichnet werden. Die Verhandlimgen der DB mit dem 
Land Saarland sollen Anfang 1989 abgeschlossen 
werden. 

Mit diesen Vereinbanmgen gibt die DB ihrem Nah- 
verkehr neue Impulse. Zudem hat diese neue Form 
der Zusammenarbeit zwischen der DB und den Län- 
dern die Möghchkeit eröffnet, ein auch aus landespla- 
nerischer Sicht notwendiges Schienengrundnetz zu 
definieren. Die Vereinbarungen versachhchen damit 
die Diskussion über die Verkehrsbedienxmg der DB 
und schaffen nach Ansicht der Bundesregierung die 
Grundlage für ein bedarfsgerechtes Angebot auf ei- 
nem abgestimmten und längerfristig gesicherten Ver- 
kehrsnetz. 

Für die Strecken im Zonenrandgebiet, deren Bedie- 
nung gemäß den Vereinbarungen in einem Verfahren 
zur Diskussion gestellt werden soll, bleibt es bei der 
gesetzhch festgelegten Prüfung im Einzelfall. 


15. Angebotsumstellungen 


15.1 

Für Angebotsumstellungen bei dem Betrieb von DB- 
Strecken im Zonenrandgebiet ist ein besonderes Ver- 
fahren festgelegt. Dabei sind neben Volks- und be- 
triebswirtschaftiichen Überlegungen die besonderen 
deutschland- imd strukturpohtischen Gegebenheiten 
zu berücksichtigen. Hierzu zählt nicht zuletzt auch die 
Frage, welche Bedeutung den Strecken in einem wie- 
dervereinigten Deutschland zukommen könnte. Mit 
diesen Fragen befaßt sich nach Vorlage eines Antra- 
ges durch den Vorstand der DB ein interministerieller 
Arbeitskreis und erarbeitet eine Empfehlung für die 
Bundesregierung. Die Entscheidung hat sich das Bun- 
deskabinett Vorbehalten. Dadurch ist die Abwägung 
aller vorgetragenen Gesichtspunkte sichergestellt. 
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15.2 

An dem Verfahren zur frühzeitigen Unterrichtung des 
Ausschusses für innerdeutsche Beziehungen über ge- 
plante Umstellungs- und Stillegungsmaßnahmen auf 
DB-Strecken im Zonenrandgebiet nach Beschlußfas- 
simg im Verwaltimgsrat der DB wird — auch wenn 
keine gesetzliche Verpflichtung hierzu besteht — 
festgehalten. 


15.3 

Die in den Jahren 1986 und 1987 von der DB vollzo- 
genen Angebotsumstellungen im Reise- und Güter- 
verkehr sind in Tabelle 5 zusammengefaßt. 


16. Auflassung von schwach frequentierten 
Tarifpunkten des Wagenladungsverkehrs 
durch die Deutsche Bundesbahn 

Es ist eine ständige Aufgabe der DB, in eigener Ver- 
antwortung die Tarifpunkte im Wagenladungsver- 
kehr mit dem Ziel zu überprüfen, den Einzelwagen- 
verkehr im Nahbereich produktiver und wirtschaftli- 
cher zu gestalten. Untersuchimgen haben gezeigt, 
daß vielfach Bedienungsaufwand und erzielbare 
Frachteinnahmen in einem krassen Mißverhältnis ste- 
hen. 

Um wettbewerbsfähig zu bleiben, muß die DB sich 
ständig den Veränderungen anpassen, die sich 
durch 

— andere Produktionsstrukturen der Wirtschaft, 

— Verschiebung der Transportströme, 

— den Ausbau der Straßeninfrastruktur 

ergeben. Werden Tarifpunkte nicht in einem Maße in 
Anspruch genommen, daß ein kostendeckender Be- 
trieb gewährleistet ist, muß eine Aufgabe in Betracht 
gezogen werden. Andererseits kann bei Neu- bzw. 
Mehrverkehr auch ein Tarifpunkt wieder in Betrieb 
genommen werden. Wagenladungstarifpimkte im Zo- 
nenrandgebiet sind in diese Überlegungen einbezo- 
gen. 

Ob ein Wagenladungstarifpunkt tatsächlich aufgege- 
ben wird, hängt vom Ergebnis der Prüfung im jewei- 
ligen Einzelfall ab. Die DB wird sich bemühen, bei 
Auflassimg von Tarifpunkten in Zusammenarbeit mit 
dem Straßenverkehrsgewerbe kundengerechte 
Transportmöglichkeiten anzubieten. Die Auswirkim- 
gen auf den Straßenverkehr durch zusätzhche Trans- 
porte sind wegen des geringen Transportaufkommens 
unerheblich, so daß mit verlagerungsbedingten Aus- 
baumaßnahmen der Straßeninfrastruktur nicht zu 
rechnen ist. 


17. Werkstättendienst der Deutschen 
Bundesbahn 

17.1 

Das bisherige Güterwagenwerk Weiden wurde Ende 
1988 als selbständiges Ausbessenmgswerk (AW) der 
DB aufgelassen imd in die Planungs- und I^odukti- 
onsgesellschaft für innovative FahrzeugausstatUm- 
gen mbH (P. F. A.) überführt, die mit finanzieller Un- 
terstützimg des Freistaates Bayern in Weiden ein 
neues Fertigungswerk errichtet hat. Seit Herbst 1988 
werden dort rd. 960 D-Zug-Wagen in moderne Inter- 
regio-Wagen umgebaut. 

Im Werk der P. F. A. — einer Tochtergesellschaft der 
Rachglas AG imd der Deutschen Bundesbahn — wer- 
den die bisherigen 350 Werkstättenarbeiter der DB im 
Rahmen von Werkverträgen weiterbeschäftigt. Die 
Gesellschaft beabsichtigt, den Personalbestand auf 
etwa 800 Mitarbeiter zu erhöhen imd in Weiden eine 
eigene Ausbildungswerkstätte mit 50 Plätzen neu ein- 
zurichten. 

In Weiden konnten damit durch gemeinsames Vorge- 
hen der DB und des Freistaates Bayern Arbeitsplätze 
erhalten und neue geschaffen werden. 


17.2 

Bei den übrigen im Zonenrandgebiet liegenden Aus- 
besserungswerken Neumünster, Kassel und Fulda 
sind Organisationsänderungen von der DB nicht vor- 
gesehen. Ihr Fortbestand gilt als gesichert. Im Zuge 
von innerbetrieblichen Anpassungsmaßnahmen wird 
das Ausbesserungswerk Fulda u. a. eine neue Ausbil- 
dungswerkstätte mit 20 Plätzen pro Lehrjahr erhalten, 
die dem Nachwuchsbedarf des Werkes und benach- 
barter Dienststellen entsprechen. 


18. Bundesbahnschulen 
18.1 

Die DB beabsichtigt, die Bundesbahnschule Kassel 
auch künftig weiter zu führen. 


18.2 

Als neuen Standort für die von München zu verle- 
gende Bundesbahnschule für den Bahnpolizeidienst 
hat sich die DB nach den 1987 begonnenen, eingehen- 
den Untersuchungen für Straubing entschieden. Sie 
kommt damit auch der bayerischen Raumordnungs- 
und Landesentwicklungspolitik und der im struktur- 
schwachen Raum gelegenen und unmittelbar dem 
Zonenrandgebiet benachbarten Stadt Straubing ent- 
gegen. Die Vereinbarungen mit dem Land Bayern 
und der Stadt Straubing über die mietweise Überlas- 
sung des Geländes und der sonstigen Einrichtungen 
werden von der örtlich zuständigen Bundesbahndi- 
rektion Nürnberg geschlossen. Die Schule wird Ende 
1990 bezugsfertig sein. 
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19. Verwendung stillgelegter DB-Strecken 

Über die Verwendung stülgelegter DB-Strecken muß 
im Einzelfall entschieden werden. Die DB berücksich- 
tigt dabei auch den Gesichtspunkt der touristischen 
Bereicherung einer Region, z. B. durch eine Mu- 
seumsbahn. Über die finanzielle Fördenmg entspre- 
chend den Zielen zur Verbesserung des Fremdenver- 
kehrs entscheidet das Land. 


20. Maßnahmen der Deutschen Bundesbahn 
für die Stadt Bebra 

20.1 

Durch die Teilung Deutschlands haben sich auch die 
Verkehrsströme entscheidend verändert. Die Bedeu- 
tung des Eisenbahnknotens Bebra ist dadurch erheb- 
lich zurückgegangen. Eine weitere einschneidende 
Veränderung hat das Auslaufen des Dampflokbetrie- 
bes für die Stadt gebracht. 


20.2 

Die DB hat die personalwirtschaftlich notwendigen 
Anpassungsmaßnahmen regionalpolitisch so verträg- 
lich wie möglich durchgeführt: Bei einem Rückgang 
der Mitarbeiterzahl der DB in den letzten 30 Jahren in 
Höhe von 50,5 v. H. ist z. B. im osthessischen Raum 
die Zahl der DB- Arbeitsplätze nur um 37 v. H. zurück- 


Bundesfernstraßen 


21. Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen 


Das Femstraßenausbaugesetz (§§ 1 und 2) bestimmt, 
daß die Bundesfernstraßen nach den im Bedarfsplan 
bezeichneten Stufen sowie nach Maßgabe der zur 
Verfügung stehenden Mittel ausgebaut werden sol- 
len. 


Ferner ist nach Ablauf von jeweüs fünf Jahren zu prü- 
fen, ob der Bedarfsplan der Verkehrsentwicklung an- 
zupassen ist, wobei die berührten Belange, insbeson- 
dere der Raumordnung, des Umweltschutzes und des 
Städtebaues, etnzubeziehen sind. 


Die 3. Überprüfung des Bedarfsplanes für die Bundes- 
femstraßen wurde im Berichtszeitraum mit der Veröf- 
fenthchung des Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Femstraßenausbaugesetzes (BGBL 1 1986, S. 557 vom 
21. April 1986) abgeschlossen. 


gegangen. Aufgrund einer Sonderuntersuchung hat 
die DB entschieden, daß in den nächsten Jahren min- 
destens 57 Dienstposten nach Bebra oder — in weni- 
gen Fällen — nach Fulda verlagert oder dort erhalten 
werden. Bis Mitte 1988 wurde bei 29 Dienstposten die 
Verlagerung bereits vollzogen. 


20.3 

Das Betriebswerk Bebra bleibt als selbständige ma- 
schinentechnische Dienststelle der DB auf Dauer er- 
halten. 

Wegen der geringen Zahl der dort beginnenden und 
endenden Züge ist Bebra als Standort für elektrische 
Lokomotiven allerdings ungeeignet. Eine Verlage- 
rung der Werkstatt für elektrische Lokomotiven ist 
daher mittelfristig unabwendbar. 

/ 

Die bisher in Bebra stationierten Lokomotiven sollen 
nicht gleichzeitig, sondern nur schrittweise bis zum 
Jahre 1992 abgezogen und anderen Zugförderungs- 
schwerpunkten zugewiesen werden, die über große 
und gut ausgestattete Anlagen für die Wartung und 
Instandhaltung von elektrischen Lokomotiven verfü- 
gen. Die Zahl der Mitarbeiter beim Betriebswerk Be- 
bra (heute 500) kann dadurch bis Anfang der 90er 
Jahre bei ca. 440 Mitarbeitern gehalten werden. Zu 
Freisetzungen wird es dabei nicht kommen. Ersatz- 
Arbeitsplätze sollen in der dortigen Güterwagen- 
Werkstatt eingerichtet werden. 


Die Berücksichtigung der Belange des Zonenrandge- 
bietes bei der Aufstellung des Bedarfsplans ist im Be- 
richt 1986 des Bundesministers für Verkehr beschrie- 
ben (s. Drucksache 10/6810). 


22. 4. Fünf jahresplan 1986 bis 1990 


22.1 

Der Bundesfemstraßenbau wurde im Berichtszeit- 
raum auf der Gnmdlage des 4. Fünfjahresplans 1986 
bis 1990 weitergeführt. Dies wurde aus dem Bedarfs- 
plan für die Bundesfernstraßen abgeleitet. 

Der Bundesverkehrswegeplan 1985 ging davon aus, 
daß dem Femstraßenbau jährhch 6,15 Mrd. DM für 
Erhaltung und Ausbau zur Verfügung stehen. Im 
Jahre 1986 lagen die Haushaltsmittel um 50 Mio. DM 
und in den Jahren 1987 und 1988 um 100 Mio. DM 
über diesem Ansatz. 
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22.4 


22.2 

Eine Übersicht über die in den Jahren 1986 und 1987 
fertiggestellten sowie Ende 1987 im Bau befindlichen 
Maßnahmen enthält Tabelle 6. Maßnahmen mit ge- 
ringem finanziellem Umfang (i, d. R. Ausbaumaßnah- 
men) sind hier nicht erwähnt. 


22.3 

Der Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen hat in 
seiner Beschlußempfehlung und seinem Bericht 
(Drucksache 11/1794) Anregungen zu einzelnen 
Maßnahmen gegeben. Hierzu wird in Tabelle 7 Stel- 
limg genommen. Dabei wird auch auf frühere Anre- 
gungen des Ausschusses eingegangen. 


Durch verstärkte planerische Vorbereitung und durch 
Konzentration der Haushaltsmittel konnten viele Vor- 
haben früher begonnen oder fertiggestellt werden, so 
z. B. 


— A 70, Schweinfurt-Bcunberg-Bayreuth („Maintal- 
autobcihn"), 

— A 73/B 173/B 289/B 4, Nürnberg-Bamberg-Lich- 
tenfels-Coburg („Frankenschnellweg"), 

— A93, Hof-Marktredwitz-Weiden-Regensburg. 


Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden 


23. GVFG-Finanzhilfen 


23.1 

Der Bund hat den Ländern nach dem Gemeindever- 
kehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) in den Jahren 1986 
und 1987 Finanzhilfen in Höhe von rd. 5,4 Mrd. DM 
gewährt. Davon entfielen auf den kommunalen Stra- 
ßenbau rd. 2,6 Mrd. DM und auf Maßnahmen für den 
Ausbau des öffentlichen Personeimahverkehrs 
(ÖPNV) rd. 2,8 Mrd DM. 

Durch das Gesetz zur Änderung des GVFG vom 
18. Dezember 1987 (BGBl. I S. 2798) wurde der Fi- 
nanzrahmen ab dem Jahre 1988 auf 2,6 Mrd. DM jähr- 
lich begrenzt. Für den Zeitraum 1988 bis 1991 wird der 
kommunale Straßenbau mit 1,25 Mrd. DM und 
ÖPNV-Maßnahmen mit 1,35 Mrd. DM jährlich geför- 
dert. 

Ebenso wurde insbesondere zur Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse außerhalb der Verdichtungs- 
räume der Förderkatalog des GVFG auf die Beschcif- 
fung von Standard- Linien- und -Gelenkomnibussen 
erweitert. Ab dem 1. Januar 1988 werden den Län- 
dern dafür bis zu 100 Mio. DM jährlich zur Verfügung 
gestellt. 


23.2 

Aufgrund der durch das Erste Rechtsbereinigungsge- 
setz vom 24. April 1986 bewirkten Änderung des 
GVFG ist bereits ab 1985 eine besondere Ausweisung 
der auf das Zonenrandgebiet entfallenden Finanzhil- 
fen nicht mehr vorgesehen. Annäherungsweise kann 
davon ausgegangen werden, daß für ÖPNV-Vorha- 
ben im Zonenrandgebiet in den Jahren 1986 und 1987 
insgesamt rd. 70 Mio. DM GVFG-Zuschüsse gewährt 
wurden. 


24. Nutzung von Konzessionen bei 
Linienverkehren 

24.1 

Die Rechtslage hinsichtlich der Betriebspflicht (Nut- 
zung von Konzessionen) stellt sich wie folgt dar: Hat 
der Verkehrsimtemehmer eine Genehmigung für die 
Einrichtung und den Betrieb eines Linienverkehrs er- 
langt, ist er verpflichtet, den Betrieb ordnungsgemäß 
einzurichten und während der Dauer der Genehmi- 
gung nach den Bedürfnissen des Verkehrs und dem 
Stand der Technik ordnungsgemäß aufrechtzuerhal- 
ten. 

Nach dem Personenbeförderungsgesetz ist es dem 
Genehmigungsinhaber möglich, die Betriebsführung 
für den Verkehr auf einer Linie einem anderen Unter- 
nehmer zu übertragen. Eine solche Übertragung der 
Betriebsführung ist genehmigungspflichtig. Die Be- 
triebspflicht trifft in einem solchen Fall den Betriebs- 
führer. Die DB hat in einer Reihe von Fällen von der 
Möglichkeit der Übertragung der Betriebsführung auf 
andere Unternehmen Gebrauch gemacht, so z. B. im 
Landkreis Tirschenreuth. Der Bundesminister für Ver- 
kehr hat die DB wiederholt aufgefordert, in allen Fäl- 
len, in denen keine zvringenden verkehrlichen Erfor- 
dernisse für die Übertragung der Betriebsführung be- 
stehen, Betriebsführerschaften aufzulösen und keine 
Einwendungen gegen den Erwerb der Genehmigung 
durch den bisherigen Betriebsführer zu erheben, so- 
fern dieser die Erteilung der Genehmigung bean- 
tragt. 


24.2 

Auf die vom innerdeutschen Ausschuß getroffene 
Aussage, daß im Falle der Nichtinanspruchnahme von 
Linienkonzessionen andere Verkehrsträger nicht 
daran gehindert werden dürfen, diese Verbindung 
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oder Teile desselben zu bedienen (vgl. Drucksache 
11/1794, Kapitel VII, Ziffer 3), teilt die DB mit, daß sie 
die ihr genehmigten Linienverkehre nachfragege- 
recht xmd ordnimgsgemäß durchführt. Auch den Re- 
gierungen von Oberpfalz und Oberfranken liegen 
keine Informationen vor, die axif eine Verletzung der 
Betriebspflicht der DB hinweisen. 


25. Kooperation des Öffentlichen 

Personennahverkehrs im Zonenrandgebiet 

25-1 

Auch im Zonenrandgebiet wird der ÖPNV durch fol- 
gende Gegebenheiten beeinträchtigt: 

— Rückgang der Bevölkerung, vor allem der Schü- 
ler, 

— Arbeitslosigkeit, 

— steigende Motorisierung, 

— dezentrale Siedlimgsstruktur. 

Trotz dieser ungünstigen Einflüsse müssen Kreise und 
Gemeinden ein Grundangebot ün ÖPNV gewährlei- 
sten? anderenfalls würde die Mobilität derjenigen, die 
nicht über ein Auto verfügen, zu sehr einge- 
schränkt. 

In vielen Fällen kann Kooperation der Verkehrsträger 
zu Kosteneinsparungen imd dadurch zu einer Siche- 
rung des Grundangebotes, aber auch zu einer höhe- 
ren Attraktivität des ÖPNV führen. Die Bundesregie- 
rung begrüßt es daher, daß auch im Zonenrandgebiet 
zahlreiche Nahverkehrs-Kooperationen entstanden 
sind und daß die DB dabei mitwirkt. 


25.2 

Im Zonenrandgebiet beteiligt sich der Bahnbus an 
mehr als 20 Kooperationen, die entweder bereits be- 
stehen oder vorbereitet werden. 

Kooperationen, die den Schienenpersonennahver- 
kehr der Bxmdesbahn einschließen, gibt es in den 
Räumen Flensburg/Eckemförde und Kassel. 

Die Landkreise Göttingen, Northeim und Osterode 
beabsichtigen, gemeinsam eine umfangreiche Unter- 
suchung zu vergeben, wie der ÖPNV {einschließlich 
des Schienenpersonennahverkehrs) in ihrem Gebiet 
verbessert werden kann. Es wird geprüft, ob sich das 
Bundesministerium für Verkehr an den Kosten betei- 
ligen kann. 


26. ÖPNV-Modellvorhaben Wunsiedel 
26.1 

Bei der Verbesserung des ÖPNV im ländlichen Raxirn 
kommt es vor allem auf die maßgeschneiderte Zusam- 
menarbeit aller Verkehrsträger in der Region an. Mit 
den vom Bundesminister für Verkehr geförderten Mo- 


dellen sollen praxisorientierte Lösungsansätze hierfür 
axifgezeigt werden. 


26.2 

Im Raum Wunsiedel wurde am 28. September 1986 
mit einem vierjährigen Modellversuch begonnen. Der 
Bund trägt die Hälfte der modellbedingten Defizite 
(die andere Hälfte bringen der Freistaat Bayern und 
der Kreis auf). Darüber hinaus übernimmt er die ge- 
samten Kosten für Konzeption, Begleitung und Ab- 
schlußdokumentation, die voraussichtlich über 4 Mio. 
DM betrageh werden. 

Die wichtigsten Modellbausteine sind: 

— ein erheblich größeres Fahrtenangebot im Linien- 
verkehr (durch Integration des bisher freigestell- 
ten Schülerverkehrs und durch zusätzliche Fahr- 
ten), 

— zahlreiche Verbindungen zwischen den drei grö- 
ßeren Städten MarktredwiU, Selb imd Wimsiedel, 
Anbindung der übrigen Städte und Gemeinden an 
diese Städte, 

— günstige Umsteigeverbindungen Bus-Bus imd 
Bus-Schiene, 

— Anmelde-Unienverkehr mit Taxi-Fahrzeugen zu 
verkehrsschwachen Zeiten, 

— verbesserte Information der Fahrgäste, 

Ausgeführt wird der Modellversuch von der Ver- 
kehrsgemeinschaft Fichtelgebirge. In ihr haben sich 
vier Busuntemehmen — darunter der Bahnbus — zu- 
sammengeschlossen. 

Innerhalb eines Jahres (Dezember 1986/87) ist das 
Verkehrsaufkommen (ohne Schüler) von 66 300 auf 
69 400 Personen angestiegen (+4,7 v. H.). Angesichts 
der Verkehrsrückgänge, die in vergleichbaren Regio- 
nen eingetreten sind, ist dieser Verkehrszuwachs als 
Erfolg zu werten. 

Der Kreistag hat bereits beschlossen, das Nahver- 
kehrskonzept nach dem vieijährigen Probelauf fortzu- 
setzen und dafür jährlich ein Prozent der Kreisumlage 
aufzuwenden. Mit dieser Summe imd den Landeszu- 
schüssen läßt sich voraussichtlich das gegenwärtige 
Angebot in etwa halten. , 

Auch die Gemeinden haben erkannt, daß sie sich für 
den öffentlichen Personennahverkehr engagieren 
müssen. So informiert z. B. die Stadt Selb über zusätz- 
liche Schnellzughalte in Marktleuthen und über die 
günstigen Anschlüsse von und nach Selb. 


27. Demonstrationsvorhaben 
Busverkehrssystem Lübeck 

Vergleichende Untersuchungen über bestehende und 
neuartige Nahverkehrstechniken führten zu dem Er- 
gebnis, daß der Bus zwar ein wirtscheiftliches, aber 
wenig attraktives Verkehrsmittel darsteUt. Daraufhin 
durchgeführte Forschungsprojekte über Busverkehrs- 
systeme führten zu der Forderung nach einem De- 
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monstrationsvorhaben. Lübeck wurde als mittlere 
Großstadt mit ÖPNV-Bedienung nur durch Busse und 
wegen seiner Lage im Zonenrandgebiet als besonders 
geeignetes Demonstrationsgebiet ausgewählt. 1986 
wurde dort mit dem Demonstrationsvorhaben begon- 
nen, nachdem hierüber zwischen dem Bundesmini- 
ster für Verkehr, dem Land Schleswig-Holstein, der 
Hansestadt Lübeck und den Stadtwerken Lübeck im 
Dezember 1985 eine Vereinbarung abgeschlossen 
war. 

Das Demonstrationsvorhaben umfaßt Verbessenmgs- 
möglichkeiten in folgenden Bereichen: Netz- und 


Bundeswasserstraßen 


28. Investitionen im WasserstraBennetz 

28.1 

Das Investitionsvolumen des Bundes für die Bundes- 
wasserstraßen einschließlich seewärtiger Zufahrten 
lag in den Jahren 1986 und 1987 bei 1 490 Mio. DM. 
Die Investitionsanteile des Zonenrandgebietes und 
die Ausgaben im Berichtszeitraum sind in Tabelle 8 
dargesteUt. 

Um die Fxinktionsfähigkeit des Wasserstraßennetzes 
zu gewährleisten, haben Erhaltungsmaßnahmen wei- 
terhin Priorität. Daneben werden die laufenden Neu- 
imd Ausbauvorhaben planmäßig weitergeführt. 


28.2 

hn Berichtszeitraum haben sich folgende Baufort- 
schritte ergeben: 

— Das Anpassxmgs- und Sicherungsprogramm am 
Nord-Ostsee-Kanal wurde fortgesetzt; es war bis 
Ende 1987 zu rd. 75 v. H. abgewickelt. Die neue 
Straßen- imd Eisenbahnhochbrücke Grünental 
wurde Ende 1986 dem Verkehr übergeben. 

— Das zwischenzeitlich aufgestockte Sicherungs- 
programm am Elbe-Lübeck-Kanal war bis Ende 
1987 zu rd. 50 v. H. abgewickelt. 

— Die Restabwicklimg der Maßnahmen am Elbe-Sei- 
tenkanal wurde fortgeführt. 

— Der Ausbau des Mittellandkanals (einschließlich 
Stichkanäle) wurde fortgesetzt und war bis Ende 
1987 

— in der Oststrecke Rühen-Anderten zu rd. 
70v. H., 

— in der Weststrecke (westlich Anderten) zu rd. 
60V.H. 

fertiggesteUt. 


Fahrplanoptimierung, Fahrweg- und Haltestel- 
lenausbau, Fahrwegleittechnik, Fahrzeuge, Fahr- 
gastinformation sowie Betriebsplanimg imd -steue- 
nmg. 

Die Zusammenarbeit aller Beteiligten hat sich als er- 
freulich erwiesen. Nach dem Ende der 1. Phase im 
Dezember 1986 wurde Anfang Oktober 1987 mit der 
2. Phase begonnen. Die Vorplanung für den Zentralen 
Omnibusbahnhof konnte beendet werden. Im März 
1988 wurde das rechnergestützte Betriebsleitsystem 
in Auftrag gegeben. 


— Der Bau des Main-Donau-Kanals wurde zügig fort- 
geführt. Auf der 77 km langen Reststrecke mit sie- 
ben Schleusen zwischen Roth und der Mündung in 
die Donau waren bis Ende 1987 24 km Strecke und 
vier Schleusen fertiggestellt, 31 km Strecke und 
drei Schleusen sind in Bau, die restlichen 22 km 
Strecke in Bauvorbeteitimg. 

Die Baumaßnahmen auf der Strecke Regensburg- 
Straubing einschließlich umfangreicher ökologischer 
Ausgleichsmaßnahmen sind zu ca. 60 v. H. abge- 
schlossen. Eine etwa zeitgleiche Fertigstellung des 
Donauausbaues Regensburg-Straubing imd des 
Main-Donau-Kanals Anfang der 90er Jahre wird an- 
gestrebt. 

Der Donauausbau im Abschnitt Straubing-Vilshofen 
ist z. Z. in Vorplanung. 


29. Öffnung von Unterwegshäfen zwischen 
Hamburg und der CSSR 

Der deutsch-tschechoslowakische Binnenschiffahrts- 
vertrag gestattet den tschechoslowakischen Schiffen 
vorerst, folgende Häfen in der Bundesrepublik 
Deutschland im Wechselverkehr anzulaufen: 

Berlin, Hamburg, Braunschweig, Bremen/Brake, 
Dortmund, Duisburg sowie alle anderen Binnenhäfen, 
die auf dem unmittelbaren Weg zu diesen Häfen lie- 
gen, einschließlich der Häfen an den Stichkanälen des 
Mittellandkanals. 

Die vorläufige Anwendung dieses Abkommens er- 
folgt aufgrund der Absprache beider Verkehrsmini- 
ster vom 20. Mai 1988. Diuch dieses Abkommen wird 
von den Häfen im Zonenrandgebiet ein größeres La- 
dungsaufkommen erwartet. 
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Vergabe öffentlicher Aufträge an Bewerber aus dem Zonenrandgebiet 


30. Vergabevolumen 


Das Vergabevolumen in den Jahren 1986 und 1987 für 
das Bundesgebiet betrug 21 023 Mio. DM und ghe- 
dert sich wie folgt auf: 

Deutsche Bundesbahn: 11 937 Mio. DM 


Bundesfemstraßen: 
Bundeswasserstraßen : 
übrige Bereiche: 


7 123 Mio. DM 
1 581 Mio. DM 
382 Mio. DM 


31. Bevorzugten-Richtlinien der 
Bundesregierung 

31.1 


halb des Zonenrandgebiets) sieht die EG -Kommission 
bei der jetzigen Richtlinie erhebliche Bedenken. 

Bei der Novellierung der Lieferkoordinierungsrichtli- 
nie (Verabschiedimg im Binnenmarktrat am 22. März 
1988, Inkrafttreten zum 1. Januar 1989) ist es der Bim- 
desregierung nach langen Verhandlungen gelungen, 
die Beibehaltung der Zonenrandpräferenzen durch- 
zusetzen. Die Bundesregierung begrüßt, daß die EG- 
Kommission durch Ergänzung der Lieferkoordinie- 
rungsrichtlinie (LKR) die Fortgeltimg des bisherigen 
Rechtszustandes bestätigt hat. Danach können die 
Mitgliedstaaten Bestimmungen, die bestimmten Bie- 
tern eine Bevorzugung gewähren, weiterhin anwen- 
den, sofern diese Regelungen bei Inkrafttreten der 
LKR (1976) bestanden und von den Mitgliedstaaten 
der Kommission notifiziert wurden. Die Bundesregie- 
rung hatte seinerzeit die sog. Zonenrandrichtlinie bei 
der EG-Kommission notifiziert. 


Eine Überarbeitung der Richtlinien mit dem Ziel, die 
Wirkungen zu verstärken, ist nach Auffassung des 
zuständigen Bimdesministers für Wirtschaft weder 
opportun noch notwendig. 

Die Vergabe öffentlicher Aufträge des Btindes ein- 
schließlich der Deutschen Bimdesbahn xmd der Deut- 
schen Bundespost erfolgt einheitlich nach den ’wirt- 
schafts- und wettbewerbspolitischen Grundsätzen, 
die in den nationalen imd internationalen Vergabere- 
gelungen niedergelegt sind. Als Sonderregelung für 
die durch die Teüung Deutschlands benachteiligten 
Gebiete hat die Bundesregierung auf der Grundlage 
des § 2 Nr. 3 des Zonenrandfördenmgsgesetzes die 
„Richtlinien für die bevorzugte Berücksichtigung von 
Personen und Unternehmen aus dem Zonenrandge- 
biet und aus Berlin (West) bei der Vergabe öffentlicher 
Aufträge vom 11. August 1975" erlassen, die auch in 
die internationalen Vergaberegelungen der EG ein- 
gebimden sind. 

Der Bund einschließlich der Deutschen Bundesbahn 
und der Deutschen Bimdespost vergeben pro Jahr 
etwa lOv. H. ihrer Aufträge ins Zonenrandgebiet. 
Diese Zahl gilt auch für den Gesamtbereich der öffent- 
lichen Auftragsvergabe. Dieser Anteil entspricht in 
etwa auch dem im Zonenrandgebiet erbrachten An- 
teü am Bruttosozialprodukt der Bimdesrepubhk 
Deutschland. Hervorzuheben ist, daß die Unterneh- 
men aus dem Zonenrandgebiet in den meisten Fällen 
schon deshalb den Zuschlag erhalten, weil sie das 
wirtschaftlichste Angebot abgegeben haben. 

Die Bundesregierung ist in der Vergangenheit bereits 
öfters zu einer Änderung oder Aufhebxmg der Zonen- 
randrichtlinie aufgefordert worden. Die Bundesregie- 
rung hat dies bisher abgelehnt. Außer den Diskussio- 
nen mit einigen Bundesländern über die Präferenzie- 
rung auch ihrer strukturschwachen Gebiete (außer- 


Bei der Novellierung der EG-Baukoordinierungsricht- 
linie steht die gleiche Frage zur Entscheidimg an. Die 
Bundesregierung sieht eine gute Chance mit Hinweis 
auf die besondere Verantwortung für das Zonenrand- 
gebiet lond für Berlin (West), auch hier eine Beibehal- 
tung der regionalen Präferenzierung zu erreichen. 

Unabhängig von der o. g. Regelung hat die Kommis- 
sion schon wie bisher die Befugnis, aufgrund der Be- 
stimmungen des EWG- Vertrages (Artikel 30, 92 ff.) 
die Präferenzregelungen der Mitgliedstaaten zu über- 
prüfen. Dem Vernehmen nach hat die EG-Kommis- 
sion mit einer umfassenden Überprüfimg begonnen, 
ohne daß bereits konkrete Schlußfolgerungen be- 
kanntgeworden sind. 

In einem Vorabentscheidungsersuchen untersucht 
derzeit der Europäische Gerichtshof die „gemein- 
schaftsrechtliche Zulässigkeit der Vorschriften über 
die Bevorzugung von Betrieben in den zum Mezzo- 
giomo gehörenden Gebieten Italiens bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge". Der Gerichtshof wird in sei- 
nem Urteil voraussichtlich die bevorzugte Vergabe 
öffentlicher Aufträge ungeachtet ihrer Eignxing als 
Instrument der Wirtschaftsförderung für gnmdsätz- 
lich mit dem gemeinsamen Markt unvereinbar erklä- 
ren. Bei einem solchen Ausgang des Verfahrens wird 
die Bundesregierung die bevorzugte Vergabe öffent- 
licher Aufträge in das Zonenrändgebiet überprüfen 
müssen. Auch wäre dann nicht auszuschließen, daß 
die Kommission die deutsche Regelung als Vertrags- 
verletzimg aufgreift. 

Die Bundesregierung bedauert, daß eine verbesserte 
Bevorzugung von Zonenrandbewerbem über eine 
Änderung der Richtlinien derzeit nicht möglich er- 
scheint. 
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31.2 

Zur Frage der Wettbewerbsbeteiligung kleiner Be- 
triebe ist zu bemerken: 

Nach dem geltenden Vergaberecht sind Bieterge- 
meinschaften Einzelbewerbem gleichgesetzt; sie dür- 
fen gegenüber Einzelbewerbem nicht benachteiligt 
werden. Die Bildung von Arbeitsgemeinschaften 
kann den Kreis der Wettbewerbsteilnehmer erweitern 
und insbesondere kleinen imd mittleren Betrieben 
den Zugang zu öffenthchen Aufträgen ermöglichen. 
Insoweit reicht das geltende Recht aus. 


31.3 

An Bewerber aus dem Zonenrandgebiet wurden in 
den Jahren 1986 und 1987 Aufträge in Höhe von ins- 
gesamt 2 794 Mio. DM erteüt (siehe Tabelle 9); dies 
sind 13,3 v. H. des gesamten Vergabevolumens. 

Die meisten dieser Aufträge wurden deswegen erteüt, 
weü die Bewerber aus dem Zonenrandgebiet das an- 
nehmbarste bzw. wirtschaftlichste Angebot abgege- 
ben hatten. 

Die Anwendung der Bevorzugungsverfahren (An- 
wendung der Mehrpreisstaffeln oder Eintrittsmög- 
lichkeiten) nach den „Richtliiüen der Bimdesregie- 
rung für die bevorzugte Berücksichtigung von Perso- 
nen und Unternehmen aus dem Zonenrandgebiet und 
Berlin (West)" sowie den Richtlinien für sonstige Be- 
werber (Vertriebene, Sowjetzonenflüchtlinge etc.) 
führte zu Aufträgen in Höhe von 26 Mio. DM. 


Die Gesamtwirkung der Bevorzugten-Richtlinien liegt 
jedoch weitaus höher, da Unteraufträge, die dem Zo- 
nenrandgebiet zugute kommen, nicht erfaßt wer- 
den. 


32. Auftragsvergabe durch die Deutsche 
Bundesbahn 

Der Vorstand der DB ist gehalten, das Unternehmen 
nach kaufmännischen Grundsätzen zu führen. Aus- 
schreibimg imd Auftragsvergaben erfolgen nach den 
Vergabegrundsätzen für öffentliche Auftraggeber. 
Die Vorschriften der DB schließen auch die Bestim- 
mungen der Verdingungsordnung für Baiüeistungen 
(VOB) ein. Mit einem Anteü von über 80 v. H. steht bei 
der DB die Vergabe von Bauleistungen nach voraus- 
gegangener „öffentlicher Ausschreibimg" weit im 
Vordergrund. Dies güt auch für die Vorhaben der 
Neu- und Ausbaustrecken. 

Der Zuschlag wird von der DB jeweüs auf das „an- 
nehmbarste" Angebot erteüt, wobei u. a. die Fach- 
kunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit der 
Bieter zu berücksichtigen sind. 

Die Regelung der VOB/A — Vergaben soweit möglich 
in Teü- bzw. Fachlose aufzuteüen — kommt den Be- 
strebimgen entgegen, nüttelständische Unternehmen 
in den Wettbewerb einzubeziehen. Die DB vergibt die 
Aufträge in Baiüosen, soweit dies aus wirtschaftlicher 
und technischer Sicht vertretbar ist. 
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Tabelle 1 


Beseitigungen von Bahnübergängen durch Bauwerke in den Jahren 1986 und 1987 


Zonenrandgebiet des Bundeslandes 

Zahl der 
Baumaßnahmen 
im Zonen- 
randgebiet 

Gesamt- 
ausgaben 
im Zonen- 
randgebiet 

Ausgaben im Berichtszeitraum 

im Zonenrand- 
gebiet 

insgesamt 
im jeweiligen 
Bundesland 

— Mio. DM — 

1 

2 

3 

4 

5 

fertig 

2 

2,3 

0,7 

16,6 

in Bau 

3 

110,3 

25,8 

28,2 

fertig 

1 

10,5 

1,8 

1.2 

in Bau 

3 

42,9 

9,8 

43,9 

fertig 

2 

2,1 

2,1 

4,2 

in Bau 

1 

20,0 

10,5 

14,9 

fertig 

6 

15,0 

4,2 

12,4 

in Bau 

1 

21,6 

6,0 

18,6 

fertig 

11 

29,9 

8,8 

34,4 

Z^C/llwfiXCLliU^dJlCL UlSyCi9 9 • ^ » 

in Bau 

8 

194,8 

52,1 

105,6 

Summe 

19 

224,7 

60,9 

140,0 
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Tabelle 2 


Beseitigung von Bahnübergängen durch Bauwerke 
in den Jahren 1986 und 1987 

— Maßnahmen — 


Ort 

Bezeichnung 

(Inbetriebnahme) 

DB-Strecke 

Bahn- 
übergang 
in km 

Straße 

Gesamt- 

ausgaben 

Mio. DM 

Ausgaben 
im Berichts- 
zeitraum 
Mio. DM 

Anteil 
des Bundes 
und der DB 
Mio. DM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

Schleswig- 

Holstein 







Bad Oldesloe 

Lübeck- 

23,586 

B208 

43,1 

14,9 

14,4 

(1990) 

Hamburg/ 

Neumünster- 
Bad Oldesloe 

119,285 





Lürschau 

Neumünster- 

145,491 

Gemeindestraße 

1,5 

0,6 

0,6 

(1986) 

Flensburg 






Kronsburg 

(1989) 

Kiel-Rendsbiurg 

20,166 

G emeinde Straße 

1,3 

1,0 

1,0 

Ahrensburg 

(1995) 

Lübeck-Hamburg 

41,6-^2,2 

Gemeindestraße 

65,9 

9,9 

8,6 

Roseburg II 
(1986) 

Lübeck-Büchen 

41,445 

Gemeindestraße 

0,8 

0,1 

0,1 

Summe 

112,6 

26,5 

24,7 

Niedersachsen 

Goslar 

Vienenburg- 

11,728 

Feldstraße 

10,5 

1,8 

1,8 

(1987) 

Goslar 






Lelm 

Braunschweig- 

27,293 

B 1 

7,0 

0,8 

0,8 

(1989) 

Helmstedt 






Braunschweig 

Hannover- 

56,225 

L616 

10,1 

1,0 

1,0 

(1990) 

Braunschweig 


Donaustraße 




Goslar 

Vienenburg- 

12,730 

Hildesheimer 

25,8 

8,0 

8,0 

(1990) 

Goslar 


Straße 




Summe 


11,6 

11,6 

Hessen 

Körle 

Obersuhl- 

246,981 

Gemeindestraße 

1,6 

1.6 

1,6 

(1987) 

Guntershausen 






Ob er suhl 

Ob er suhl- 

191,411 

Gemeindestraße 


0,5 

0,5 

(1987) 

Guntershausen 






Bad Sooden- 

Frankfurt- 

213,084 

Querspange 


10,5 


AUendorf 

(1989) 

Göttingen 


zur B 27 




Summe 

22,1 

12,6 

9,1 


Fortsetzung der Tabelle auf nächster Seite 
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noch Tabelle 2 


Beseitigung von Bahnübergängen durch Bauwerke 
in den Jahren 1986 und 1987 

— Maßnahmen — 


Ort 

Bezeichnung 

DB-Strecke 

Bahn- 

übergang 


Straße 

Gesamt- 

ausgaben 

Ausgaben 
im Berichts- 
zeitraum 

Anteil 
des Bundes 
imd der DB 

(Inbetriebnahme) 


in km 



Mio. DM 

Mio. DM 

Mio. DM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

Bayern 

Marktleuthen 

Weiden- 

67,198 


Gemeinde- 

straßen 




(1986) 

Oberkotzau 

67,874 

68,366 


4,9 

0,3 

0,2 

Hutzelmühle 

Weiden- 

12,725 

Gemeindestraße 

1,3 

0,3 

0,2 

(1987) 

Oberkotzau 







Staffelstein 

Bamberg-Hof 

25,116 

Gemeindestraße 

1,7 

0,3 

0,2 

(1987) 








Hirschaid 

Nürnberg- 

51,030 

Kreisstraße/ 

21,6 

6,0 

5,3 

(1988) 

Bamberg 

51,293 ’ 

Gemeindestraße 




Taxöldem 

Schwandorf- 

16,835 

Gemeindestraße 

1,7 

0,3 

0,2 

(1986) 

Furth i. W. 







Rothenstadt 

Regensburg- 

81,516 

Gemeindestraßen 

4,9 

2,7 

1,8 

(1986) 

Weiden 

82,143 






Etzenricht 

Neukirchen bei 

44,886 

Gemeindestraße 

0,5 


0,2 

(1987) 

Sulzb.-Rbg. 

Weiden 







Summe 

36,6 

10,2 



8,1 
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Tabelle 3 


Sonsttge bedeutsame Vorhaben der Deutschen Bundesbahn^) in den Jahren 1986 und 1987 


Zonenrandgebiet des Bxmdeslandes 

Gesamt- 
kosten 
im Zonen- 
randgebiet 

Ausgaben im Berichtszeitraum 

im Zonenrand- 
gebiet 

insgesamt 
im jeweiligen 
Bimdesland 

— Mio. DM — 

1 

2 

3 

4 

fertig 

Slrblp^wirr T-Inl^tpin 

76,1 

30,1 

36,7 

in Bau 

57,1 

11,8 

20,9 

fertig 

Nipdprsarhspn 

43,1 

32,5 

187,7 

in Bau 

33,0 

14,5 

75,9 

fertig 

Hpc;c;pn 

69,5 

43,3 

184,5 

in Bau 

117,9 

21,0 

116,3 

fertig 

Ravpm 

136,0 

57,0 

405,0 

in Bau 

59,0 

25,0 

270,0 

fertig 

ZnnpnrrinHrrpbiPt in^rrp^^irnt 

324,7 

162,9 

813,9 

in Bau 

267,0 

72,3 

483,1 

Summe 

591,7 

235,2 

1 297,0 


1) in den Bereichen Oberbau, Hochbau, Brücken, Signalanlagen 

Im gesamten Bimdesgebiet wurden 1986 und 1987 zusammen rd. 4 100 Mio. DM für sonstige bedeutsame Vorhaben ausge- 
geben. 
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Tabelle 4 


Neubaustrecke (NBS)^) und Ausbaustrecken (ABS) 

— Ausgaben 1986 und 1987 — 


Zonenrandgebiet des Bimdeslandes 

Gesamt- 
kosten 
im Zonen- 
randgebiet 

Ausgaben in 1986 imd 1987 

im Zonenrand- 
gebiet 

insgesamt 
im jeweiligen 
Bimdesland 

— Mio. DM — 

1 

2 

3 

4 

NBS 

- 

- 

- 

ABS 

235 

1,8 

1,8 

NBS 

3 188 

1 262,0 

1 506,8 

ABS 

987 

3,0 

78,0 

NBS 

5 485 

2 016,2 

2 016,2 

ABS 

183 

- 

31,8 

NBS 

102 

7,6 

385,1 

ABS 


- 

22,5 

NBS 

8 775 

3 285,8 

3 908,1 

ABS 

1405 

4,8 

134,1 

Summe > 

10 180 

3 290,6 

4 042,2 


1) Hannover-Würzburg 

1986 und 1987 wurden im Bundesgebiet insgesamt 5 489 Mio. DM für Neu- und Ausbaustrecken investiert. 
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Tabelle 5 


Umstellung des Reisezugbetriebes auf Busbedienung (R) bzw. dauernde Einstellung des Gesamtbetriebes (G) 
in den Jahren 1986 und 1987 au! Strecken, die ganz oder teilweise im Zonenrandgebiet liegen 


Strecke 

Teilstrecke 

km 

R 

5 

Bundesland 

Zeitpunkt 

der 

Entscheidung 
des BMV 

Zeitpunkt 

der 

Durchführung 

1 

2 

3 

4 

5 


6 

7 

Wiesau — Waldsassen 

Wiesau — Waldsassen 

14 

R 

Bayern 

18. 

12. 85 

31. 5. 86 

Abzw. Buchhorst — 
Braunschweig Rbf 

Abzw. Okerbrücke — 
Braunschweig Rbf 

3 

G 

Nieder- 

sachsen 

30. 

1. 86 

31. 5. 86 

Malsfeld — Spangenberg 

Anst. Pfieffewiesen — 
Spangenberg *) 

8 

G 

Hessen 

12. 

8. 82 

31. 5. 86 

Abzw. Schlömen — 
Bischofsgrün 

Anst. Küfner — 
Bischofsgrün 

7 

G 

Bayern 

29. 

4. 85 

31. 5. 86 

Wunsiedel — 
Selb-Plößberg 

Holenbrunn — 

Selb Stadt 

23 

R 

Bayern 

18. 

12. 85 

27. 9.86 

Götzenhof — Hilders 
(Rhön) 

Götzenhof — Hilders 
(Rhön) 

27 

R 

Hessen 

7. 

2. 86 

27. 9. 86 

Straubing — Miltach 

Bogen Ost — Steinburg 

9 

R 

Bayern 

16. 

10. 86 

1. 12. 86 

Straubing — Miltach 

Bogen Ost — Konzell- 
Streifenau 

27 

G 

Bayern 

16. 

10. 86 

1. 12. 86 

Heünboldshausen — 
Philippsthal 

Heünboldshausen — 
Philippsthal 

3 

G 

Hessen 

5. 

6. 86 

31. 12. 86 

Münchberg — Selbitz 

Helmbrechts — 
Schauenstein *) 

6 

G 

Bayern 

4. 

2. 76 

31. 12. 86 

Stockheim (Obfr) ^ 
Burggrub 

Stockheim (Obfr) — 
Burggrub*) 

5 

G 

Bayern 

12. 

7. 72 

31. 12. 86 

Schweinfurt — Kitzingen- 
Etwashausen 

Schweinfurt — 
Gerolzhofen 

20 

R 

Bayern 

7. 

4. 86 

30. 5, 87 

Mellrichstadt — 

Fladungen 

Mellrichstadt — 
Fladxmgen*) 

18 

G 

Bayern 

9. 

9. 75 

30. 5. 87 


*) Auslaufbetrieb 


23 
























Drucksache 11/3811 Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Tabelle 6 


Ferüggestellte Bimdesfemstraßen in den Jahren 1986 und 1987 
sowie Ende 1987 in Bau befindliche Bundesfemstraften 

1. Bundesstrafien 



Nr. der 
Bimdes- 
Straße 

Bezeichnung der Maßnahme im Zonenrandgebiet *) 

Baukosten 

Ausgaben 

1986/87 


— Mio. DM — 

(ohne Gnmderwerb) 

1 

2 

3 

4 

5 



Schleswig-Holstein 

a) fertiggestellt 



1 

B 75 

Verlegung von Kücknitz bis Travemünde 

59,0 

9,0 

2 

B76 

Verlegung von Blickstedt bis einschl. Kanalübergang 

Teilstrecke: 

— Blickstedt bis Kiel 
(Knoten Holsteinplatz) 

167,0 

16,0 

3 

B404 

Zweibahniger Ausbau zwischen Negembötel (B 205) und Ham- 
moor (A 1) 


■ 



Teilstrecken: 

— L 167 bis einschl. Anschlußstelle K 64 

26,2 

16,6 



— Anschlußstelle K 64 bis einschl. Anschlußstelle B 75 

16,0 

10,3 



b) im Bau 



4 

B76 

Verlegung von Blickstedt bis Kiel einschl. Kanalübergang 

Teilstrecke: 

— Kiel (Knoten Holsteinplatz) bis Eckemförder Straße 

16,0 

14,7 

5 

B76 

Verlegung Middelburg-Süselerbaum 

4,5 

2,7 

6 

B404 j 

Neubau von Grande bis Kasseburg 

23,3 

13,6 

7 

B404 1 

1 

Bau einer Anschlußstelle an der Kreuzung mit der L 49 und L 307 
bei Klein Barkau 

44 

0,1 

8 

B404 

Zweibahniger Ausbau zwischen Negembötel (B 205) und Ham- 
moor (A 1) 





Teilstrecken: 

— Anschlußstelle B 205 bis einschl. Anschlußstelle B 206 

44,9 

9,5 



• 

— Anschlußstelle B 432 (neu) bis einschl. Anschlußstelle L 167 

23,6 

0,3 



Niedersachsen 





a) fertiggestellt 



9 

B3 

Verlegung von nördlich Northeim bis Northeim (nördlich B 241) 

— Westtangente — 

8,4 

4,4 

10 

B3 

Ortsumgehung Brunsen 

8,1 

5,1 

11 

B4 

Verlegrmg von nördlich Wagenhoff bis nördlich Gifhorn (B 188) 

16,0 

10,7 

12 

B6 

Neubau von Goslar bis Bad Harzburg (B 4) 

46,8 

11,4 

13 

B6 

Umgestaltung des Knotens B 6/B 248/K 33 bei Salzgitter Bad 

8,7 

4,8 

14 

B216 

Ausbau Lüneburg-Dahlenburg (Teilstrecke) 

2,1 

1.8 

15 

B241 

Verlegung in Northeim 
— Osttangente — 

17,8 

7,3 


*) Die aufgeführten Maßnalnnen liegen ganz oder teilweise im Zonenrandgebiet. Es sind auch Maßnahmen aufgeführt, die 
außerhalb des Zonenrandgebietes liegen, soweit sie dessen Anbindung wesentlich verbessern. 
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noch Tabelle 6 


Fertiggestellte Bundesfemstraßen in den Jahren 1986 und 1987 
sowie Ende 1987 in Bau befindliche Bundesfemstraßen 

noch I. Bundesstraßen 


lid. 

Nr, der 
Bundes- 

Bezeichnung der Maßnahme im Zonenrandgebiet *) 

Baukosten 

Ausgaben 

1986/87 

Nr. 



Straße 


— Mio. DM — 

(ohne Gnmderwerb) 


1 

2 

3 

4 

5 

16 

B445 

Ortsumgehung Kalefeld 

5,7 

3,3 

17 

B446 

Ortsumgehung Seeburg 

b) im Bau 

15,9 

3,7 

18 

B3 

Verlegung von nördlich Nörten-Hardenberg (B 3) bis nördlich 
Göttingen (A 388) 





Teilstrecken: 

— Ortsumgehtmg Nörten-Hardenberg 

27,4 

0,3 



— nördlich Bovenden bis südlich Bovenden 

15,8 

12,8 



— südlich Bovenden bis Göttingen (A 388) 

39,7 

2,6 

19 

B4 

Verlegung von nördlich bis südlich Lüneburg (B 4/B 209) 

— Ortsumgehung Lüneburg — 





Teilstrecke: 

— B 216 bis B 4 südlich Lüneburg 

29,0 

25,3 

20 

B27 

Verlegimg und Ausbau zwischen Bad Lauterberg und Braiua- 
lage 

17,9 

1,4 

21 

B82 

Ortsumgehung Schladen (Westteil) 

4,7 

1,1 

22 

B241 

Verlegung bei Hardegsen 

8,2 

2,3 

23 

B243 

Ortsumgehung Bartolfelde 

Hessen 

a) fertiggestellt 

7,3 

3,0 

24 

B7 

Ausbau zwischen Calden und Espenau 

12,8 

3,0 

25 

B27 

Verlegung bei Burghaun/Rothenkirchen 

12,1 

1,2 

26 

B27 

Ausbau bei Bad Sooden/ AUendorf 

6,7 

1,1 



b) im Bau 



27 

B83 

Neubau der Georgsbrücke in Melstmgen 

8,5 

; 

4,2 



Bayern 

a) fertiggestellt 



28 

B4 

Verlegung zwischen Niederfüllbach und Rossach, 2. Fahrbahn 

35,7 

6,5 

29 

B 11 

Verlegung bei Zwiesel 

23,7 

9,4 

30 

B 14 

Verlegung bei Wittschau 

8,7 

2,9 

31 

B19 

Ortsumgehung Geldersheim 

5,5 

1,4 

32 

B 19 

Ausbau zwischen Heustreu und Unsieben 

4,8 

4,1 

33 

B388 

Ausbau in Passau (Zahnradfabrik) 

10,5 

2,3 



b) im Bau 



34 

B8 

Ausbau westlich Passau 

20,0 

3,4 

35 

B 16 

Verlegung Wenzenbach-Hauzendorf (teilweise) 

25,0 

0,4 


*) Die auf geführten Maßnahmen liegen ganz oder teilweise im Zonenrandgebiet. Es sind auch Maßnahmen aufgeführt, die 
außerhalb des Zonenrandgebietes liegen, soweit sie dessen Anbindung wesentlich verbessern. 
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Drucksache 11/3811 Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 
noch Tabelle 6 

Fertiggestellte Bimdesfemstraßen in den Jahren 1986 und 1987 
sowie Ende 1987 in Bau befindliche Bundesfemstraßen 

noch I. Bundesstraßen 


Ud. 

Nr. 

Nr. der 
Bundes- 
straße 

Bezeichnimg der Maßnahme im Zonenrandgebiet *) 

Baukosten 

Ausgaben 

1986/87 

— Mio. DM — 

(ohne Grunderwerb) 

1 

2 

3 

4 

5 

36 

B20 

Verlegung Kothmaißling-Furth i. W. (Grenze CSSR) 





— Teilstrecken — 

40,6 

1,7 

37 

B20 

Verlegung Steinach-Stallwang 

35,9 

9,2 

38 

B22 

Verlegung nördlich Schönthal 

10,5 

1.4 

39 

B85 

Verlegung bei Patriching 

31,7 

4,6 

40 

B 173 

Verlegung Breitengüßbach-Ebensfeld 

95,3 

46,4 

41 

B 173 

Ausbau südlich Kronach 

11,8 

— 

42 

B303 

Neubau Ibind-Gädheim (B 26) 

55,0 

17,0 


*) Die auf geführten Maßnahmen liegen ganz oder teilweise im Zonenrandgebiet Es sind auch Maßnahmen auf geführt, die 
außerhalb des Zonenrandgebietes liegen, soweit sie dessen Anbindimg wesentlich verbessern. 
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Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/3811 


noch Tabelle 6 


Fertiggestellte Bundesfemstraßen in den Jahren 1986 und 1987 
sowie Ende 1987 in Bau befindliche Bundesfemstraßen 

II. Bundesautobahnen 


Lfd. 

Nr, der 
Bxmdes- 

Bezeichmmg der Maßnahme im Zonenrandgebiet*) 

Baiikosten 

Ausgaben 

1986/87 

Nr. 



autobahn 


— Mio. DM — 




(ohne Grunderwerb) 

1 

2 

3 

4 

5 



Schleswig-Holstein 

a) fertiggestellt 



43 

Al 

Hamburg-Lübeck 

Sechsstreifiger Ausbau zwischen der Landesgrenze Schleswig- 
Holstein/Hamburg und Autobahndreieck Bad Schwartau ein- 
schließlich Abzweig Lübeck/Siems (57,0 km) 





Teilstrecke: 

— Anschlußstelle Reinfeld bis Anschlußstelle Lübeck/Mitte 





(8,2 km) 

69,9 

15,4 

44 

A25 

Hamburg-Geesthacht 

Teilstrecke: 

— Börnsen (Landesgrenze Hamburg/Schleswig-Holstein) bis 





Geesthacht (5,0 km) 

38,1 

29,6 

45 

A210 

Rendsburg-Kiel 

Osterrönfeld bis Autobahnkreuz Kiel/West 





Teilstrecken: 

— Ostenfeld bis Bredenbek (6,5 km) 

27,4 

22,9 



— Autobahnkreuz KielAVest (1,5 km) 

23,7 

7,0 



b) im Bau 



46 

A210 

Rendsburg-Kiel 

Osterrönfeld bis Autobahnkreuz Kiel/West 





Teilstrecken: 





— Bredenbek bis Achterwehr (6,2 km) 

34,5 

1,9 



— Achterwehr bis Autobahnkreuz Kiel/West (6,1 km) 

51,4 

26,2 



Niedersachsen 

a) fertiggestellt 



47 

A2 

Berlin-Hannover 

Gmndemeuemng mit Anbau von Standstreifen 

Teilstrecke: 





Anschlußstelle Braunschweig/Ost bis Anschlußstelle Braun- 
schweig/West (14,5 km) 

63,0 

17,6 

48 

A7 

Hannover-Kassel 





Emeuemng der Fahrbahndecke zwischen Echte und Northeim/ 
Nord 





— Richtungsfahrbahn Kassel — 

Teilstrecke (5,8 km) 

30,3 

5,8 

49 

A250 

Hamburg-Lüneburg 

Maschen (A 1)-Winsen/West (L 217 n) (9,5 km) 

59,2 

28,5 


*) Die auf geführten Maßnahmen liegen ganz oder teilweise im Zonenrandgebiet. Es sind auch Maßnahmen aufgeführt, die 
außerhalb des Zonenrandgebietes liegen, soweit sie dessen Anbindimg wesentlich verbessern. 
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Drucksache 11/3811 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


noch Tabelle 6 


Fertiggestellte Bundesfemstraßen in den Jahren 1986 und 1987 
sowie Ende 1987 in Bau befindliche Bundesfemstraßen 

noch II. Bundesautobahnen 


Lfd. 

Nr. der 
Bundes- 

Bezeichnimg der Maßnahme im Zonenrandgebiet *) 

Baukosten 

Axisgaben 

1986/87 

Nr. 



autobahn 


— Mio. DM — 

(ohne Grunderwerb) 


1 

2 

3 

4 

5 

50 

A391 

Westtangente Braunschweig 

Teilstrecke: 

Braunschweig Bienrode bis Hansestraße (4,4 km) 
b) im Bau 

127,5 

37,6 

51 

A2 

Erneuerung der Brückenbauwerke zwischen der Grenzüber- 
gangsstelle Helmstedt und BraunschweigAVest (48,0 km) 

67,3 

10,7 

52 

A7 

Hannover-Kassel 
sechsstreifiger Ausbau 

Teilstrecke: 

Anschlußstelle Friedland bis Landesgrenze Hessen (24,8 km) 

271,9 

45,3 

53 

A7 

Hannover-Kassel 





Emeuemng der Fahrbahndecke zwischen Anschlußstelle Hildes- 
heim und Anschlußstelle Bockenem 





Richtungsfahrbahn Hannover 

Teilstrecke: (8,1 km) 

82,6 

12,0 

54 

A39 

Wolfsburg-Salzgitter 

Teilstrecke: 

— Salzgitter-Salder (L 472) bis Westerlinde (B 490) (9,2 km) 

58,0 

10,8 

55 

A395 

Braunschweig-Bad Harzburg 

Teilstrecke: 





nördlich Schladen bis südlich Schladen — Ortsumgehung Schla- 
den (4,5 km) 

32,1 

15,1 



Hessen 

b) im Bau 



56 

A7 

Kassel-Bad Hersfeld 
(sechsstreifiger Ausbau) 

Melsungen-Homberg (13,0 km) 

112,0 

12,1 

! 


Bayern 

a) fertiggestellt 



57 1 

A70 

Schweinfurt-Bamberg 

Knetzgau-Eltmann, 1. Fahrbahn (8,2 km) 

, 

80,2 

34,2 

58 

A92 

München-Deggendorf 

Landshut/Altheim-Dingolfing (22,5 km) 

92,2 

65,1 



Freising/Ost-Moosburg (20 km) 

144,6 

105,0 

59 ’ 

! 

A93 

Regensburg-Hof 

Nabburg-Weiden/Süd (25,6 km) 

158,1 

80,8 

60 

1 

A93 

Regensburg-W olnzach 

Abensberg-Elsendorf (15,8 km) 

75,4 

25,7 


*) Die aiifgeführten Maßnahmen liegen ganz oder teilweise im Zonenrandgebiet. Es sind auch Maßnahmen aiifgeführt, die 
außerhalb des Zonenrandgebietes liegen, soweit sie dessen Anbindung wesentlich verbessern. 
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Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/3811 


noch Tabelle 6 


Fertiggestellte Bundesfemstraßen in den Jahren 1986 und 1987 
sowie Ende 1987 in Bau befindliche Bundesfemstraßen 

noch II. Bundesautobahnen 


Lfd. 

Nr. 

Nr. der 
Bundes- 
autobahn 

1 

Bezeichnung der Maßnahme im Zonenrandgebiet *) 

Baukosten 

Ausgaben 

1986/87 

“ Mio. DM — 

(ohne Gnmderwerb) 

1 

2 

3 

4 

5 



b) im Bau 



61 

A70 

Schweinfurt-Bamberg 





Eltmann-Hallstadt (15,2 km) 

132,2 

3,2 

62 

A92 

München-Deggendorf 





Dingolfing-W allersdorf 





(Lückenschluß) (21,0 km) 

84,0 

38,9 

63 

A93 

Regensburg-Hof 





Falkenberg-Mitterteich/Süd 





1. Fahrbahn (6,7 km) 

26,7 

0,6 


*) Die auf geführten Maßnahmen liegen ganz oder teilweise im Zonenrandgebiet. Es sind auch Maßnahmen aufgeführt, die 
außerhalb des Zonenrandgebietes liegen, soweit sie dessen Anbindung wesentlich verbessern. 
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Drucksache 11/3818 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Tabelle 7 


Stellungnahme des Bundesministers für Verkehr 
zu ausgewählten Bundesfemstrafienhaumaßnahmen 


lid. 

Nr. 

Nr. der 
Bundesstraße 
bzw, Bundes- 
autobahn 

Bezeichnung der Maßnahme 
im Zonenrandgebiet *) 

Stand der Planung 

1 

2 

3 

4 



Schleswig-Holstein 


1 

B76 

bei Gettorf , in Kiel, bei Preetz 
und Eutin 

Bedarfsplan 1986: Vordringlicher Bedarf 

Gettorf; Vorplanung 

Kiel; z. T. fertig bzw. im Bau 

z. T. in Planung (Mühlenwegtrasse) 

Preetz: in Planung 

§ 16.1 FStrG — Verfahren abgeschlossen 

Eutin: in Planung 

RE-Vorentwurf fertiggestellt 

2 

B207 

Südl. Groß-Grönau-Lübeck 

Möglichkeit der Änderung der Dringlichkeit von „Pla- 
nungen" nach „Vordringlicher Bedarf" wird im Rahmen 
der nächsten Bedarfsplanüberprüfung festgestellt. 

3 

B404 

Kiel-A 24 (Hamburg-Berlin) 

Bedarfsplan 1986: 

Abschnitt Kiel-Negembötel: Planung 

Abschnitt Negembötel-A 1: Vordringlicher Bedarf 
Abschnitt A 1-A 24: Planung 




Im Bereich von Bad Segeberg und Bad Oldesloe sind 2 
Teilabschnitte bereits fertiggestellt und unter Verkehr. 



Niedersachsen 


4 

B6/B82 

Anbindung des Harzrandge- 
bietes an die A 7 bei Seesen 

i 

1 

Der Bedarf für eine zweibahnige Verbindung des Harz- 
randgebietes mit der A 7 wird nicht mehr gesehen. Dem- 
entsprechend wurde bereits bei der Bedarfsplanüber- 
prüfung im Jahre 1980 im Einvernehmen mit dem Land 
Niedersachsen die A 36 aufgegeben. Die Altemativpla- 
nung enthält für die B 82 zwischen Goslar und der A 7 
zweistreifige Umgehungsstraßen für die Orte Langels- 
heim imd Astfeld (Bedarfsplan 1986: Vordringlicher Be- 
darf) sowie für die B 6 einen zweibahnigen Neubau zwi- 
schen Bad Harzburg (A395) und der Ortsumgehung 
Goslar. Diese Strecke ist bereits fertig. 



Hessen 


5 

B4 

Lückenschluß 

Obersuhl-W ommen 

Im Hinblick auf den Vorrang der Verbesserungen der 
Eisenbahnverbindung von und nach Berlin sind Ver- 
handlungen mit der DDR über eine Schließung der Au- 
tobahnlücke zwischen Wommen und Obersuhl gegen- 
wärtig nicht vorgesehen. 



Bayern 


6 

A70 

Schweinfurt-Bamberg- 
Bayreuth (Maintalautobahn) 

Die A 70 wird auch vom BMV als vordringlich angese- 
hen. Im einzelnen ist folgendes zu bemerken: 

— Abschnitt Schweinfurt-Eltmann sowie Hallstadt- 
Autobahnkreuz Bamberg und Bamberg-Bayreuth 
einbahnig fertig. 

— Abschnitt Eltmann-Hallstadt (zweibahnig); 
Vordringlicher Bedarf, seit 1987 im Bau 

~ Abschnitt Bamberg-Bayreuth, 2. Fahrbahn: 

Vordringlicher Bedarf, seit 1988 Teilstrecke in Bau 


*) Die aulgeführten Maßnahmen liegen ganz oder teilweise im Zonenrandgebiet. Hs sind auch Maßnahmen auf geführt, die 
außerhalb des Zonenrandgebietes liegen, soweit sie dessen Anbindung wesentlich verbessern. 
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noch Tabelle 7 


Stellungnahme des Bundesministers für Verkehr 
zu ausgewählten Bundesfemstraßenbaumaßnahmen 


Lfd. 

Nr. 

Nr. der 
Bimdesstraße 
bzw. Bimdes- 
autobahn 

Bezeichnung der Maßnahme 
im Zonenrandgebiet *) 

Stand der Planung 

1 

2 

3 

4 

7 

A92 

München-Deggendorf 

Fertiggestellt bis Dingolfing (St 2111) 

Der Abschnitt Dingolfing-Wallersdorf wurde 1987 be- 
gonnen und kann Ende 1988 dem Verkehr übergeben 
werden. 

8 

A93 

Regensburg-Hof 

1987 Baubeginn für den einbahnigen Abschnitt Falken- 
berg-Mitterteich 

9 

B27 

Entlastxmgsstraße 

Bad Brückenau 

Die planerischen Vorbereitungen werden z. Z. von der 
bayer. Straßenbauverwaltung betrieben. Es werden 2 
Varianten untersucht und mit der Stadt abgestimmt. 

10 

B 173/ 
B289 

Frankenschnellweg 

Breitengüßbach-Ebensf eld : 
zweibahnig in Bau seit 1984, 
fertig voraussichtiich 1989 

Ebenst eld-Lichtenf eis : 
zweibahnig in Verkehr; 

Lichtenf els-Untersiemau : 

Vordringhcher Bedarf, Planfeststellung läuft 

U ntersiemau-Coburg/Süd : 
zweibahnig in Verkehr 

11 

B279 

Direkter Anschluß an die 
Autobahn A 7 Fulda-Würz- 
burg bei Döllbach 

Aus topographischen Gründen und bedingt diurch die 
Geländestruktur (A 7 verläuft auf einer 39 m hohen Tal- 
brücke) ist mit wirtschaftiichem Aufwand ein Anschluß 
nicht herstellbar. Die Maßnahme müßte zudem im 
schützenswerten Naturpark Rhön gebaut werden. Für 
den Verkehr zur Autobahn sind keine größeren Um- 
wege in Kauf zu nehmen, weil die Anschlußstellen 
Fulda/Süd und Bad Brückenau zur Verfügung stehen. 


*) Die auf geführten Maßnahmen liegen ganz oder teilweise im Zonenrandgebiet. Es sind auch Maßnahmen aufgeführt, die 
außerhalb des Zonenrandgebietes liegen, soweit sie dessen Anbindung wesentlich verbessern. 
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Deutscher Bimdestag — 11. Wahlperiode 


Tabelle 8 


Wasserstraßeninvestitionen des Bundes in den Jahren 1986 und 1987 


Maßnahmen 

Ausgaben 
im Zonen- 
randgebiet 
— Mio. DM — 

Anteil des 
Zonenrand- 
gebietes an 
den Gesamt- 
kosten der 
Maßnahmen 

1986 

1987 

V. H. 

Nord-Ostsee-Kanal 

44,8 

51,7 

80 

Elbe-Lübeck-Kanal 

9,3 

8,3 

100 

Elbe- Seitenkanal 

3.2 

9,0 

100 

Mittellandkanal {Oststrecke) 

4,2 

1,6 

90 

Main-Donau- Kanal und Donau 

4,2 

3,5 

5 

Sonstige 

7,2 

6,9 

100 

Zonenrandgebiet insgesamt 

72,9 

81,0 


Anteil des Zonenrandgebiets am Bundesgebiet (v. H.) 

9,8 

10,8 



Tabelle 9 


Vergabe von Aufträgen aus dem Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 

in den Jahren 1986 und 1987 

— Mio. DM — 


Zonenrandgebiet 
des Bundeslandes 

Deutsche 

Bundesbahn 

Bundes- 

femstraßen 

Bundes- 

wasserstraßen 

übrige 
Bereiche i) 

Schleswig-Holstein 

98 

298 

70 

20 

Niedersachsen 

929 

223 

41 

2 

Hessen 

359 

133 

8 

1 

Bayern 

155 

446 

10 

1 

Summe 

1 541 

1 100 

129 

24 

Zonenrandgebiet insgesamt . 

2 794 


1) Bundesanstalt für Flugsicherung 
Deutscher Wetterdienst 
Deutsches Hydrographisches Institut 
Bundesanstalt für Schiffsvermessung 
Kraftfahrt-Bundesamt 
Bundesanstalt für den Güterfernverkehr 
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